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14. Wahlperiode

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes und des
Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen

A. Problem und Ziel

Mit dem Agrarstatistikgesetz verfügt Deutschland über eine weitgehend kodi-
fizierte Rechtsgrundlage für diesen Bereich der Bundesstatistik. Die Novelle
des Gesetzes aus dem Jahr 1998 diente primär dem Ziel der Straffung von Ver-
waltungsaufgaben und der Entlastung der auskunftspflichtigen Unternehmen.
Dieses Ziel gilt es weiterzuverfolgen. Weiterhin sollen Erfahrungen aus der An-
wendung des Gesetzes umgesetzt werden.

Zugleich sind die Erhebungen an aktuellen Datenbedarf und an Datenbedarf,
der sich aus neuen politischen Gesichtspunkten ergibt, anzupassen. In vielen
Bereichen sind Vorgaben des Gemeinschaftsrechts zu beachten, so dass weiter-
gehende Einschränkungen der Erhebungen nicht möglich sind.

Für einige Erhebungsmerkmale, die durch Rechtsverordnung auf der Grund-
lage des Bundesstatistikgesetzes befristet ausgesetzt wurden, ist eine gesetz-
liche Anschlussregelung zu treffen.

Aufgrund § 6 Abs. 5 des Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen Markt-
organisationen (MOG) hat das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er-
nährung und Landwirtschaft die Befugnis, die Ermächtigung zum Erlass von
Rechtsverordnungen nach § 6 Abs. 1 MOG auf die Landesregierungen zu über-
tragen, soweit dies erforderlich ist, um besonderen regionalen Gegebenheiten
Rechnung tragen zu können. Die Delegation auf die Landesregierungen ohne
Möglichkeit der Subdelegation wird von seiten der Länder als zu unflexibel
eingeschätzt.

B. Lösung

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen bestehende Erhebungen verein-
facht werden, indem untere Erfassungsgrenzen angepasst, Erhebungsintervalle
verlängert, Merkmalskataloge gestrafft und mehrere Erhebungen gemeinsam
durchgeführt werden. Weiterhin sollen die Möglichkeiten der Nutzung von Ver-
waltungsdaten an Stelle von Erhebungen erweitert werden.

Für 2004 soll eine Binnenfischereierhebung, für 2005 eine Gartenbauerhebung
angeordnet werden. Die jeweils letzten einschlägigen Erhebungen wurden 1994
durchgeführt.
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Um schneller und einfacher auf einen sich ändernden Datenbedarf reagieren zu
können, soll das Programm der Agrarstatistik insbesondere im Hinblick auf die
Rechtsetzung flexibler gestaltet werden.
Um den Ländern eine größere Flexibilität bei der Inanspruchnahme nach § 6
Abs. 5 MOG übertragener Verordnungsgebungsbefugnisse zu ermöglichen, sol-
len die Landesregierungen befugt werden, die Regelungsermächtigung durch
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden zu übertragen.

C. Alternativen
Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Keine
2. Vollzugsaufwand
Die vorgesehenen Änderungen bei den statistischen Erhebungen im Agrarbe-
reich (Artikel 1) führen in wenigen Bereichen zu Mehrkosten, in anderen zu
Minderkosten. Nach einer vom Statistischen Bundesamt in Verbindung mit den
statistischen Ämtern der Länder durchgeführten Kalkulation der Mehr- und
Minderkosten ergeben sich nach Umsetzung dieses Gesetzes durchschnittliche
jährliche Minderkosten bei Bund und Ländern von rd. 500 000 Euro (knapp
1 Mio. DM). Dem stehen einmalige Umstellungskosten – insbesondere beim
Statistischen Bundesamt – von rd. 300 000 Euro (knapp 600 000 DM) gegen-
über.
Zu Artikel 3: Die Regelung hat keine Auswirkungen auf die öffentlichen Haus-
halte des Bundes und der Kommunen. Der mögliche Aufwand für die Länder,
bedingt durch den Aufwand für den Erlass einer Rechtsverordnung zur Sub-
delegation der Regelungsermächtigung auf eine oberste Landesbehörde, wird
allenfalls geringfügig sein und ist mit dem vorhandenen Personal und den
vorhandenen sächlichen Mitteln durchführbar.

E. Sonstige Kosten
Durch den Vollzug des Gesetzes entstehen für die Wirtschaft insgesamt keine
Kosten. Vielmehr wird sich bei zahlreichen land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieben sowie bei Betrieben des Weinhandels durch die Straffung von Erhebun-
gen der Aufwand für die Abgabe statistischer Meldungen in unterschiedlichem
Umfang reduzieren. Nur in den einmalig durchzuführenden Erhebungen im
Gartenbau und der Binnenfischerei wird der Berichtskreis erweitert.
Auswirkungen auf die Einzelpreise, das Preisniveau, insbesondere das Verbrau-
cherpreisniveau, sind durch die Änderungen nicht zu erwarten.
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Agrarstatistikgesetzes und des
Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisationen

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Agrarstatistikgesetzes

Das Agrarstatistikgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1998 (BGBl. I S. 1635) wird wie folgt
geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Erster Teil
Allgemeine Vorschrift

§ 1 Anordnung als Bundesstatistik

Zweiter Teil
Agrarstatistiken

E r s t e r  A b s c h n i t t
B o d e n n u t z u n g s e r h e b u n g

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrift

§ 2 Einzelerhebungen

Zweiter Unterabschnitt
Flächenerhebung

§ 3 Erhebungseinheiten
§ 4 Erhebungsart, Periodizität, Berichtszeitpunkt, Erhe-

bungsmerkmale
§ 5 (weggefallen)

Dritter Unterabschnitt
Bodennutzungshaupterhebung

§ 6 Erhebungseinheiten
§ 7 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale
§ 8 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

Vierter Unterabschnitt
Gemüseanbau- und Zierpflanzenerhebung

§ 9 Erhebungseinheiten
§ 10 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale
§ 11 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Fünfter Unterabschnitt
Baumschulerhebung

§ 12 Erhebungseinheiten
§ 13 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale

§ 14 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitpunkt

Sechster Unterabschnitt
Baumobstanbauerhebung

§ 15 Erhebungseinheiten
§ 16 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale
§ 17 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitpunkt

Z w e i t e r  A b s c h n i t t
E r h e b u n g  ü b e r  d i e  Vi e h b e s t ä n d e

§ 18 Erhebungseinheiten
§ 19 Erhebungsart, Periodizität, Berichtszeitpunkt, Merk-

male
§ 20 Erhebungsmerkmale

D r i t t e r  A b s c h n i t t
§ 21 (weggefallen)
§ 22 (weggefallen)
§ 23 (weggefallen)

Vi e r t e r  A b s c h n i t t
S t r u k t u r e r h e b u n g e n  i n  l a n d -  u n d
f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e n  B e t r i e b e n

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschriften

§ 24 Einzelerhebungen, Programme, Periodizität

Zweiter Unterabschnitt
Agrarstrukturerhebung

§ 25 Erhebungseinheiten
§ 26 (weggefallen)
§ 27 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungsmerkmale des

Grundprogramms
§ 28 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale des Ergän-

zungsprogramms
§ 29 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit
§ 30 (weggefallen)
§ 31 (weggefallen)

Dritter Unterabschnitt
Haupterhebung der Landwirtschaftszählung

§ 32 Erhebungseinheiten
§ 33 Erhebungsart, Merkmale
§ 34 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

Vierter Unterabschnitt
Weinbauerhebung

§ 35 Erhebungseinheiten
§ 36 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale
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§ 37 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

Fünfter Unterabschnitt
Gartenbauerhebung

§ 38 Erhebungseinheiten
§ 39 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale
§ 40 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

Sechster Unterabschnitt
Binnenfischereierhebung

§ 41 Erhebungseinheiten
§ 42 Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale
§ 43 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

F ü n f t e r  A b s c h n i t t
(weggefallen)

S e c h s t e r  A b s c h n i t t
E r n t e e r h e b u n g

§ 44 Allgemeine Vorschrift
§ 45 (weggefallen)
§ 46 Ernte- und Betriebsberichterstattung
§ 47 Besondere Ernteermittlung

S i e b t e r  A b s c h n i t t
G e f l ü g e l s t a t i s t i k

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrift

§ 48 Einzelerhebungen

Zweiter Unterabschnitt
Erhebung in Brütereien

§ 49 Erhebungseinheiten
§ 50 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 51 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Dritter Unterabschnitt
Erhebung in Unternehmen mit Hennenhaltung

§ 52 Erhebungseinheiten
§ 53 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 54 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

Vierter Unterabschnitt
Erhebung in Geflügelschlachtereien

§ 55 Erhebungseinheiten
§ 56 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 57 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

A c h t e r  A b s c h n i t t
S c h l a c h t u n g s -  u n d  S c h l a c h t g e w i c h t s -

s t a t i s t i k

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrift

§ 58 Einzelerhebungen

Zweiter Unterabschnitt
Erhebung über Schlachtungen

§ 59 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 60 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Dritter Unterabschnitt
Schlachtgewichtsstatistik

§ 61 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 62 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

N e u n t e r  A b s c h n i t t
M i l c h s t a t i s t i k

§ 63 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 64 Erhebungsmerkmal und Berichtszeitraum
§ 65 Ergänzende Schätzung

Z e h n t e r  A b s c h n i t t
H o c h s e e -  u n d  K ü s t e n f i s c h e re i s t a t i s t i k

§ 66 Erhebungseinheiten
§ 67 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 68 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

E l f t e r  A b s c h n i t t
We i n s t a t i s t i k

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrift

§ 69 Einzelerhebungen

Zweiter Unterabschnitt
Rebflächenerhebung

§ 70 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 71 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

Dritter Unterabschnitt
Ernteerhebung

§ 72 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale, Erhebungszeit-
punkt

§ 73 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Vierter Unterabschnitt
Erhebung der Erzeugung

§ 74 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale, Erhebungszeit-
punkt

§ 75 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Fünfter Unterabschnitt
Bestandserhebung

§ 75a Erhebungseinheiten
§ 76 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale, Erhebungszeit-

punkt
§ 77 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitpunkt

Z w ö l f t e r  A b s c h n i t t
H o l z s t a t i s t i k

Erster Unterabschnitt
Allgemeine Vorschrift

§ 78 Einzelerhebungen
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Zweiter Unterabschnitt
Erhebung in forstlichen Erzeuger-betrieben

§ 79 Erhebungseinheiten
§ 80 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 81 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Dritter Unterabschnitt
Erhebung in Betrieben der Holzbearbeitung

§ 82 Erhebungseinheiten
§ 83 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 84 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

D r e i z e h n t e r  A b s c h n i t t
§ 85 (weggefallen)
§ 86 (weggefallen)
§ 87 (weggefallen)

Vi e r z e h n t e r  A b s c h n i t t
D ü n g e m i t t e l s t a t i s t i k

§ 88 Erhebungseinheiten
§ 89 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 90 Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

Dritter Teil
Gemeinsame Vorschriften

§ 91 Erhebungseinheiten
§ 92 Hilfsmerkmale
§ 93 Auskunftspflicht
§ 94 Durchführung von Bundesstatistiken
§ 94a Verordnungsermächtigung
§ 95 Erhebungsstellen, Erhebungsbeauftragte
§ 96 Fortschreibeverfahren
§ 97 Betriebsregister
§ 98 Übermittlung, Verwendung und Veröffentlichung von

Einzelangaben

Vierter Teil
Schlussvorschrift

§ 99 (Inkrafttreten)“

2. In § 2 Nr. 5, in der Überschrift des Sechsten Unterab-
schnitts des Ersten Abschnitts des Zweiten Teils, in § 16
Satz 1, § 17 Abs. 1 und § 96 Satz 1 wird jeweils das
Wort „Obstanbauerhebung“ durch das Wort „Baum-
obstanbauerhebung“ ersetzt.

3. In der Überschrift des Zweiten Abschnitts des Zweiten
Teils, in § 20 und § 27 Abs. 1 Nr. 2 wird jeweils das
Wort „Viehzählung“ durch die Wörter „Erhebung über
die Viehbestände“ ersetzt.

4. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Im Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort „Agrarfach-
statistiken“ durch das Wort „Agrarstatistiken“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird das Wort „Viehzählung“ durch die
Wörter „Erhebung über die Viehbestände“ ersetzt.

5. In der Überschrift des Zweiten Teils wird das Wort
„Agrarfachstatistiken“ durch das Wort „Agrarstatisti-
ken“ ersetzt.

6. § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4
Erhebungsart, Periodizität, Berichtszeitpunkt,

Erhebungsmerkmale

(1) Die Flächenerhebung wird allgemein zum Be-
richtszeitpunkt 31. Dezember des jeweiligen Vorjahres
durchgeführt:

1. alle vier Jahre, beginnend 2001; hierbei sind Erhe-
bungsmerkmale:

a) die Bodenflächen nach der Art der tatsächlichen
Nutzung; die Art der tatsächlichen Nutzung
wird entsprechend dem Nutzungsartenverzeich-
nis der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungs-
verwaltungen der Länder der Bundesrepublik
Deutschland ermittelt;

b) die Bodenflächen nach der im Flächennutzungs-
plan dargestellten Art der Nutzung; Bodenflä-
chen, die in einem Flächennutzungsplan nicht
dargestellt sind, werden unter Berücksichtigung
der sonstigen planungsrechtlichen und der tat-
sächlichen Verhältnisse entsprechend den Dar-
stellungen in einem Flächennutzungsplan zuge-
ordnet;

2. in jedem Jahr mit Ausnahme der Jahre, in denen die
Erhebung nach Nummer 1 stattfindet; hierbei wird
die Siedlungs- und Verkehrsfläche nach der Art der
tatsächlichen Nutzung erhoben.

(2) Das Land Schleswig-Holstein kann die Erhebung
nach Absatz 1 Nr. 2 bis einschließlich 2004 aussetzen.“

7. § 5 wird aufgehoben.

8. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Bodennutzungshaupterhe-
bung sind

1. bei Erhebungen nach § 7 Abs. 1 Nr. 1:

a) die Betriebe nach § 91 Abs. 1,

b) in den Ländern Baden-Württemberg und Bay-
ern: gemeinschaftlich genutzte Flächen von
mindestens zwei Hektar landwirtschaftlich ge-
nutzter Fläche oder zehn Hektar Waldfläche,

2. bei Erhebungen nach § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 die Be-
triebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1.“

9. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 3 Satz 4 wird aufgehoben.

b) In Absatz 2 wird das Wort „Viehzählung“ durch die
Wörter „Erhebung über die Viehbestände“ ersetzt.

10. In der Überschrift zu § 8 wird das Wort „Berichtszeit-
raum“ durch das Wort „Berichtszeit“ ersetzt.

11. In § 9 werden die Angabe „§ 91 Abs. 1“ durch die An-
gabe „§ 91 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt und die Wörter „zum
Verkauf“ gestrichen.“
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12. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Im Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „im
Monat Juli“ durch die Wörter „in der Zeit von Mai
bis August“ ersetzt.

b) In Nummer 1 wird die Jahreszahl „1992“ durch die
Jahreszahl „2004“ ersetzt.

13. § 11 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Anbauflä-
che“ ein Komma angefügt und der nachfolgende
Satzteil gestrichen.

b) In Nummer 3 wird das Wort „Pflanzenarten“ durch
die Wörter „Grundfläche unter Glas und auf dem
Freiland“ ersetzt.

14. In § 12 wird die Angabe „§ 91 Abs. 1“ durch die An-
gabe „§ 91 Abs. 1 Nr. 1“ ersetzt.

15. In § 13 Satz 1 wird die Jahreszahl „1996“ durch die
Jahreszahl „2004“ ersetzt.

16. § 14 Abs. 1wird wie folgt gefasst:

„(1) Erhebungsmerkmale der Baumschulerhebung
sind die Baumschulfläche insgesamt und nach Pflan-
zengruppen und Vermehrungsmerkmalen sowie die
Bestände an Forstpflanzen nach Zahl und Art.“

17. § 15 wird wie folgt gefasst:

„§ 15
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Baumobstanbauerhebung sind
die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1, deren Baumobst-
flächen mindestens 30 Ar betragen.“

18. § 18 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Erhebungseinheiten der Erhebung über die
Viehbestände sind die Betriebe nach § 91 Abs. 1
Nr. 1.“

19. § 19 wird wie folgt gefasst:

„§ 19
Erhebungsart, Periodizität, Berichtszeitpunkt,

Merkmale

(1) Die Erhebung über die Viehbestände wird durch-
geführt:

1. allgemein alle vier Jahre, beginnend 2003, zum Be-
richtszeitpunkt 3. Mai; hierbei werden Merkmale
über die Bestände an Rindern, Schweinen, Schafen,
Pferden und Geflügel erhoben;

2. repräsentativ bei höchstens 100 000 Erhebungsein-
heiten in jedem Jahr mit Ausnahme der Jahre, in
denen die Erhebung nach Nummer 1 stattfindet,
beginnend 2002, zum Berichtszeitpunkt 3. Mai;
hierbei werden Merkmale über die Bestände an
Rindern, Schweinen und Schafen erhoben;

3. repräsentativ bei höchstens 80 000 Erhebungsein-
heiten in jedem Jahr zum Berichtszeitpunkt
3. November, beginnend 2001; hierbei werden

Merkmale über die Bestände an Rindern und
Schweinen erhoben.

(2) Abweichend von Absatz 1 wird in den Ländern
Berlin, Bremen und Hamburg

1. die Erhebung nach Absatz 1 Nr. 2 alle vier Jahre,
beginnend 2005, durchgeführt,

2. die Erhebung nach Absatz 1 Nr. 3 nicht durchge-
führt.

(3) Die Erhebungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind
alle zwei Jahre, Bestandteil der Agrarstrukturerhebung
(§§ 25 bis 29) und werden in den Jahren ohne Agrar-
strukturerhebung gemeinsam mit der Bodennutzungs-
haupterhebung (§§ 6 bis 8) durchgeführt.“

20. § 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Agrarstrukturerhebung sind
die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1.“

21. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 Nr. 1 werden die Wörter „beim Be-
triebsinhaber und dessen Ehegatten auch die Ar-
beitszeiten im Haushalt des Betriebsinhabers und
in anderer Erwerbstätigkeit,“ angefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerk-
male nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 4, 5, mit Aus-
nahme der Lagerkapazität, und Nr. 7 sind die
Monate Mai des Vorjahres bis April des lau-
fenden Jahres.“

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

22. In § 32 Nr. 2 werden die Wörter „in Verbindung mit
Abs. 3 Satz 2“ gestrichen.

23. Der Fünfte Unterabschnitt des Vierten Abschnitts des
Zweiten Teils wird wie folgt gefasst:

„Fünfter Unterabschnitt
Gartenbauerhebung

§ 38
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Gartenbauerhebung sind

1. die Betriebe nach § 91 Abs. 1 Nr. 1, die über eine
Mindesterzeugungsfläche für Gartenbauerzeug-
nisse nach § 91 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d oder e
verfügen,

2. die Betriebe von Unternehmen der folgenden Un-
terklassen der Klassifikation der Wirtschaftszweige
des Statistischen Bundesamtes:

a) 01.41.2 Garten- und Landschaftsbau,

b) 01.41.3 Erbringung von gärtnerischen Dienst-
leistungen (ohne Garten- und Land-
schaftsbau).



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 9 – Drucksache 14/8012 (neu)

§ 39
Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale

(1) Die Gartenbauerhebung wird allgemein in der
Zeit von Februar bis Juli 2005 durchgeführt.

(2) Merkmale der Gartenbauerhebung bei Betrieben
nach § 38 Nr. 1 sind:

1. die Merkmale des Grundprogramms der Agrar-
strukturerhebung (§ 27), die für Erhebungsein-
heiten nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 der Agrarstruktur-
erhebung entnommen, für die übrigen Erhebungs-
einheiten erhoben werden;

2. die Rechtsstellung des Betriebsinhabers, die der
Bodennutzungshaupterhebung (§ 8 Abs. 1 Nr. 1)
entnommen wird;

3. die sozialökonomischen Verhältnisse des Betriebes,
die Beschäftigung des Betriebsinhabers, seiner Fa-
milienangehörigen und der im Betrieb Beschäftig-
ten, die keine Familienangehörigen sind, die für Er-
hebungseinheiten nach § 28 Abs. 1 Nr. 2 und 3 der
Agrarstrukturerhebung entnommen, für die übrigen
Erhebungseinheiten erhoben werden;

4. die gartenbaulich genutzten Flächen des Betriebes,
die Flächen unter Glas oder Kunststoff, die Lager-
räume, die Betriebseinnahmen, die Vermarktung
sowie die Berufsbildung des Betriebsleiters.

(3) Merkmale der Gartenbauerhebung bei Betrieben
nach § 38 Nr. 2 sind:

1. die Rechtsform,

2. der Umsatz,

3. die tätigen Personen.

§ 40
Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

(1) Erhebungsmerkmale der Gartenbauerhebung bei
Betrieben nach § 38 Nr. 1 sind:

1. bei den Merkmalen des Grundprogramms der
Agrarstrukturerhebung: die Erhebungsmerkmale
der Erhebungen nach § 27 Abs. 1,

2. bei der Rechtsstellung des Betriebsinhabers: Ein-
zelperson und Personengemeinschaft oder juris-
tische Person,

3. bei den sozialökonomischen Verhältnissen des Be-
triebes: Erwerbstätigkeit außerhalb des Betriebes
und sonstige außerbetriebliche Einkommensquellen
des Betriebsinhabers sowie das geschätzte Verhält-
nis (größer/kleiner) zwischen dem außerbetrieb-
lichen Einkommen und dem Einkommen aus dem
Betrieb; bei verheirateten Betriebsinhabern bezie-
hen sich die Angaben jeweils auf das Betriebsinha-
berehepaar,

4. bei der Beschäftigung des Betriebsinhabers, seiner
Familienangehörigen und der im Betrieb Beschäf-
tigten, die keine Familienangehörigen sind: die
Merkmale nach § 29 Abs. 1 Nr. 2,

5. bei den gartenbaulich genutzten Flächen des Be-
triebes: die Grundfläche nach Pflanzengruppen
und -arten sowie nach Eindeckung,

6. bei den Flächen unter Glas oder Kunststoff:
a) die Grundfläche nach der Art und dem Alter

der Anlagen,
b) die Art und der Verbrauch der zur Beheizung

verwendeten Energie,
7. bei den Lagerräumen: die Art und die Größe,
8. bei den Betriebseinnahmen: die Herkunft sowie

der jeweilige Anteil an den gesamten Betriebsein-
nahmen nach Art der Erzeugnisse und Dienstleis-
tungen,

9. bei der Vermarktung: die Art und die Anteile der
Absatzwege,

10. bei der Berufsbildung des Betriebsleiters: die fach-
bezogene Berufsbildung nach der Art des Ab-
schlusses.

(2) Erhebungsmerkmale der Gartenbauerhebung bei
Betrieben nach § 38 Nr. 2 sind:
1. die Rechtsform,
2. beim Umsatz: die Höhe,
3. bei den tätigen Personen: die Zahl der tätigen

Personen und der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten.

(3) Die Berichtszeit für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 Nr. 1 ergibt sich aus § 8 Abs. 2 und § 19
Abs. 1. Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerk-
male nach Absatz 1 Nr. 5 und 6 Buchstabe a ist das
laufende Kalenderjahr. Der Berichtszeitraum für die
Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 Nr. 6 Buchstabe b,
Nr. 8, 9 und nach Absatz 2 Nr. 2 ist das dem Erhe-
bungszeitraum vorausgehende Kalenderjahr. Der Be-
richtszeitraum für die Erhebungsmerkmale nach
Absatz 1 Nr. 3 und 4 sind die Monate Mai des Vorjah-
res bis April des laufenden Jahres. Der Berichtszeit-
punkt für die Erhebungsmerkmale nach Absatz 2 Nr. 3
ist der 31. März 2005. Der Berichtszeitpunkt für die
übrigen Erhebungsmerkmale ist der Tag der ersten
Aufforderung zur Auskunftserteilung.“

24. Der Sechste Unterabschnitt des Vierten Abschnitts des
Zweiten Teils wird wie folgt gefasst:

„Sechster Unterabschnitt
Binnenfischereierhebung

§ 41
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Binnenfischereierhebung
sind:
1. die Betriebe, die Fluss- oder Seenfischerei, auch in

Netzgehegen oder ähnlichen Einrichtungen, zu Er-
werbszwecken mit einem Fischfang von jährlich
mindestens fünf Dezitonnen Fisch betreiben,

2. die Betriebe, die Fischhaltung oder Fischzucht zu
Erwerbszwecken betreiben und über eine Erzeu-
gungsfläche von mindestens 100 Quadratmetern
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Forellen- oder 2 000 Quadratmetern Karpfenteich
verfügen oder in technischen Anlagen jährlich min-
destens fünf Dezitonnen Fisch erzeugen.

§ 42
Erhebungsart, Periodizität, Erhebungszeitraum,

Merkmale
(1) Die Binnenfischereierhebung wird allgemein

2004 im ersten Halbjahr durchgeführt.
(2) Bei Betrieben nach § 41 Nr. 1 werden Merkmale

über die befischten Gewässer und den Fischfang erho-
ben.

(3) Bei Betrieben nach § 41 Nr. 2 werden Merkmale
über die fischwirtschaftlich genutzten Anlagen, die Er-
zeugung und die Futtermittel erhoben.

(4) Bei allen Arten der Binnenfischerei werden
Merkmale über die Betriebszweige, die Vermarktung,
den Erwerbscharakter, die Rechtsstellung des Betriebs-
inhabers und die Arbeitskräfte nach Personengruppen
erhoben.

§ 43
Erhebungsmerkmale und Berichtszeit

(1) Erhebungsmerkmale der Binnenfischereierhe-
bung sind:

1. bei den befischten Gewässern: die Art und Größe,
bei Netzgehegen auch die Zahl und das Volumen,

2. beim Fischfang: die Fangmenge nach der Art der
Fische und des Betriebes,

3. bei den fischwirtschaftlich genutzten Anlagen
(Teiche, Behälter und ähnliche Einrichtungen): die
Art, Zahl, Größe und das Volumen,

4. bei der Erzeugung: die Menge nach der Art der
Fische, Erzeugungsrichtung und der Anlagen,

5. bei den Futtermitteln: der Verbrauch nach der Art
des Futters und der Fische,

6. bei den Betriebszweigen: die Art,
7. bei der Vermarktung: die Art und die Anteile der

Absatzwege,
8. beim Erwerbscharakter: die Art,
9. bei der Rechtsstellung des Betriebsinhabers: Ein-

zelperson und Personengemeinschaft oder juristi-
sche Person,

10. bei den Arbeitskräften nach Personengruppen: die
Gesamtzahl und die Arbeitszeiten im Betrieb.

(2) Der Berichtszeitraum für die Erhebungsmerk-
male nach Absatz 1 Nr. 1 bis 7 und Nr. 10 ist das dem
Erhebungszeitraum vorausgehende Kalenderjahr. Der
Berichtszeitpunkt für die Erhebungsmerkmale nach
Absatz 1 Nr. 8 und 9 ist der Tag der ersten Aufforde-
rung zur Auskunftserteilung.“

25. Dem § 46 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Die Vorratsbestände bei einzelnen Getreidearten am
30. Juni können auch durch die statistischen Ämter der
Länder geschätzt werden.“

26. § 47 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird aufgehoben.
b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

27. In § 50 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhebung“ die
Wörter „in Brütereien“ eingefügt.

28. In § 51 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmale“ die Wörter „der Erhebung in Brütereien“
eingefügt.

29. In § 53 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhebung“ die
Wörter „in Unternehmen mit Hennenhaltung“ einge-
fügt.

30. In § 54 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmale“ die Wörter „der Erhebung in Unternehmen
mit Hennenhaltung“ eingefügt.

31. In § 55 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhebungsein-
heiten“ die Wörter „der Erhebung in Geflügelschlach-
tereien“ eingefügt.

32. In § 56 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhebung“ die
Wörter „in Geflügelschlachtereien“ eingefügt.

33. In § 57 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmale“ die Wörter „der Erhebung in Geflügel-
schlachtereien“ eingefügt.

34. In § 59 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhebung“ die
Wörter „über Schlachtungen“ eingefügt.

35. In § 61 Satz 1 wird das Wort „Erhebung“ durch das
Wort „Schlachtgewichtsstatistik“ ersetzt.

36. § 63 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird das Wort „Erhebung“ durch das Wort

„Milchstatistik“ ersetzt.
b) In Satz 2 wird das Wort „Milch-Meldeverordnung“

durch die Wörter „Marktordnungswaren-Meldever-
ordnung vom 24. November 1999 (BGBl. I S.
2286) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

37. In § 64 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmal“ die Wörter „der Milchstatistik“ eingefügt.

38. In § 66 werden nach dem Wort „Erhebungseinheiten“
die Wörter „der Hochsee- und Küstenfischereistatistik“
eingefügt.

39. In § 67 Satz 1 wird das Wort „Erhebung“ durch die
Wörter „Hochsee- und Küstenfischereistatistik“ er-
setzt.

40. In § 68 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmale“ die Wörter „der Hochsee- und Küsten-
fischereistatistik“ eingefügt.

41. In § 70 Satz 1 wird das Wort „Erhebung“ durch das
Wort „Rebflächenerhebung“ ersetzt.

42. § 71 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Datum „31. August“ durch
das Datum „31. Juli“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.
43. In § 72 Satz 1 wird das Wort „Erhebung“ durch das

Wort „Ernteerhebung“ ersetzt.
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44. In § 73 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmale“ die Wörter „der Ernteerhebung“ eingefügt.

45. In § 74 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhebung“ die
Wörter „der Erzeugung“ eingefügt.

46. In § 75 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmale“ die Wörter „der Erhebung der Erzeugung“
eingefügt.

47. § 75a wird wie folgt gefasst:

„§ 75a
Erhebungseinheiten

Erhebungseinheiten der Bestandserhebung sind:

1. die in der Weinbaukartei erfassten Betriebe,

2. die nicht in der Weinbaukartei erfassten Unterneh-
men, die Wein und Traubenmost zum Verkauf her-
stellen,

3. die Unternehmen des Großhandels mit Wein und
Traubenmost,

soweit sie zum Berichtszeitpunkt über einen Weinbe-
stand von mindestens 100 Hektolitern verfügen.“

48. § 76 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Erhebung“ durch das Wort
„Bestandserhebung“ ersetzt.

b) In Satz 3 wird das Datum „7. September“ durch das
Datum „7. August“ ersetzt.

49. § 77 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Erhebungsmerkmale der Bestandserhebung
sind die Bestände an Wein und Traubenmost je-
weils untergliedert nach roten und weißen Trauben,
jeweils nach Wein inländischer Herkunft, Wein aus
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
und Wein aus Drittstaaten. Die Weine inländischer
Herkunft sind nach Tafelwein, Landwein, Quali-
tätswein und Qualitätswein mit Prädikat, die Weine
aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union nach Tafelwein, Landwein und Qualitäts-
wein zu untergliedern. Bei Tafelwein, der aus einem
Verschnitt von Weinen aus mehreren Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union besteht, entfällt die Un-
tergliederung nach Herkunft und Qualitätsstufen,
bei Schaumwein, Perlwein und Likörwein die Un-
tergliederung nach Qualitätsstufen.“

b) In Absatz 2 wird das Datum „31. August“ durch das
Datum „31. Juli“ ersetzt.

50. In § 79 werden nach dem Wort „Erhebungseinheiten“
die Wörter „der Erhebung in forstlichen Erzeugerbe-
trieben“ eingefügt.

51. In § 80 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhe-
bung“ die Wörter „in forstlichen Erzeugerbetrieben“
eingefügt.

52. § 81 wird wie folgt gefasst:

„§ 81
Erhebungsmerkmale und Berichtszeitraum

(1) Erhebungsmerkmale der Erhebung in forstlichen
Erzeugerbetrieben sind das Einschlagsprogramm, der
Einschlag, die Einschlagsursache und der Verkauf von
Rohholz nach Holzarten und Sorten jeweils nach Wald-
eigentumsarten.

(2) Berichtszeitraum für die Erhebungsmerkmale
nach Absatz 1 ist das jeweilige Kalenderhalbjahr.“

53. In § 82 wird die Abkürzung „m3“ durch das Wort
„Kubikmeter“ ersetzt.

54. In § 83 Satz 1 werden nach dem Wort „Erhebung“ die
Wörter „in Betrieben der Holzbearbeitung“ eingefügt.

55. In § 84 Abs. 1 werden nach dem Wort „Erhebungs-
merkmale“ die Wörter „der Erhebung in Betrieben der
Holzbearbeitung“ eingefügt.

56. In § 88 werden nach dem Wort „Erhebungseinheiten“
die Wörter „der Düngemittelstatistik“ eingefügt.

57. § 91 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird aufgehoben.
bb) Es wird folgender Satz angefügt:

„Zusätzlich können die Betriebe auch andere
Erzeugnisse und Dienstleistungen hervorbrin-
gen.“

b) Absatz 7 wird aufgehoben.
58. In § 92 Abs. 1 Nr. 1 werden die Wörter „Instituts- oder

Behördenname“ durch die Wörter „Institutsname oder
Behördenbezeichnung“ und das Wort „Telekommuni-
kationsanschlussnummer“ durch das Wort „Telekom-
munikationsanschlussnummern“ ersetzt.

59. § 93 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird nach der Angabe „§ 6“ die
Angabe „Nr. 1 Buchstabe a und Nr. 2“ einge-
fügt, das Wort „Obstanbauerhebung“ durch das
Wort „Baumobstanbauerhebung“ ersetzt, das
Wort „Viehzählung“ durch die Wörter „Erhe-
bung über die Viehbestände“ ersetzt, nach der
Angabe „§ 38“ die Angabe „Nr. 1“ eingefügt
und nach der Angabe „§ 75a Nr. 2“ die Angabe
„und 3“ eingefügt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „für die Flä-
chenerhebung nach § 5 Nr. 1 sowie für die Flä-
chenerhebung nach § 5 Nr. 2“ durch die An-
gabe „für die Flächenerhebung nach § 4 Abs. 1
Nr. 1 Buchstabe a und § 4 Abs. 1 Nr. 2 sowie
für die Flächenerhebung nach § 4 Abs. 1 Nr. 1
Buchstabe b“ ersetzt.

cc) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 ein-
gefügt:
„3. die Bewirtschafter der Flächen nach § 6

Nr. 1 Buchstabe b für die Bodennutzungs-
haupterhebung,“.

dd) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.
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ee) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und
wird wie folgt geändert: Die Wörter „über die
Neuordnung der Marktordnungsstellen“ wer-
den durch die Wörter „über Meldungen über
Marktordnungswaren in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Oktober 1995 (BGBl. I
S. 1490) in der jeweils geltenden Fassung“ er-
setzt.

ff) Die bisherige Nummer 5 wird aufgehoben.

gg) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6. die nach Landesrecht für die auf Grund
von Rechtsakten des Rates und der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaf-
ten zu führende Weinbaukartei und für die
Ernte-, Erzeugungs- und Bestandsmeldun-
gen für Erzeugnisse des Weinsektors so-
wie die gemäß der Wein-Überwachungs-
verordnung vom 9. Mai 1995 (BGBl. I
S. 630, 655), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 der Verordnung vom 27. Juli 2001
(BGBl. I S. 2038), in der jeweils gelten-
den Fassung zuständigen Stellen für die
Angaben zur Rebfläche und den Rebsor-
ten nach § 36 Abs. 2 bis spätestens
1. Dezember, für die Erhebungen nach
§ 70 bis spätestens 1. Dezember eines je-
den Jahres, nach den §§ 72 und 74 bis spä-
testens 1. Februar des darauffolgenden
Jahres, nach § 76 bis spätestens
1. Oktober eines jeden Jahres.“

hh) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 an-
gefügt:

„7. die nach Landesrecht für die Forstwirt-
schaft zuständigen Stellen für die Anga-
ben zum Einschlagsprogramm nach § 81
Abs. 1 bis spätestens 31. Januar eines je-
den Jahres für die Berichtszeiträume des
laufenden Jahres.“

b) In Absatz 5 Nr. 2 wird das Wort „Telekommunikati-
onsanschlussnummer“ durch das Wort „Telekom-
munikationsanschlussnummern“ ersetzt.

c) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

„(8) Für die nach diesem Gesetz durchzuführen-
den Agrarstatistiken dürfen im Rahmen von Ver-
waltungsmaßnahmen im Agrarbereich erteilte
Angaben, soweit sie mit den Merkmalen der jewei-
ligen Erhebung übereinstimmen und sich auf die-
selben Berichtszeitpunkte und -zeiträume beziehen,
sowie die Hilfsmerkmale Vor- und Familiennamen
oder Firma und Anschrift der Inhaber oder Leiter
der Betriebe und Unternehmen und das Kennzei-
chen zu ihrer Identifikation verwendet werden. In-
soweit sind die nach Landesrecht zuständigen Ver-
waltungsbehörden oder die von diesen beauftragten
Stellen auskunftspflichtig.“

d) Absatz 9 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „Viehzählung“ wird durch die Wör-
ter „Erhebung über die Viehbestände“ ersetzt.

bb) Das Wort „Erhebungszeitpunkt“ wird jeweils
durch das Wort „Berichtszeitpunkt“ ersetzt.

e) Nach Absatz 9 werden folgende Absätze 10 und 11
angefügt:

„(10) Für die Erhebung über die Viehbestände
(§§ 18 bis 20) dürfen auch Angaben, die auf Grund
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft
zur Kennzeichnung und Registrierung von land-
wirtschaftlichen Nutztieren erteilt wurden, soweit
diese Angaben sich auf dieselben Berichtszeit-
punkte beziehen, sowie die Hilfsmerkmale Vor- und
Familiennamen oder Firma und Anschrift der Inha-
ber oder Leiter der Betriebe oder Unternehmen und
das Kennzeichen zu ihrer Identifikation verwendet
werden. Insoweit sind die nach Landesrecht zustän-
digen Verwaltungsbehörden oder die von diesen be-
auftragten Stellen auskunftspflichtig.

(11) In den Fällen der Absätze 8 und 10 können
die statistischen Ämter der Länder für die Erhebung
über die Viehbestände (§§ 18 bis 20), soweit dies
mit dem Recht der Europäischen Gemeinschaften
vereinbar ist, hinsichtlich der Bestände an Rindern
und Schafen das Erhebungsmerkmal Nutzungs-
zweck sowie hinsichtlich der Bestände an Schwei-
nen die Erhebungsmerkmale Lebendgewichtklasse
und Nutzungszweck
1. bei den Erhebungen nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 re-

präsentativ erheben oder schätzen,
2. bei den Erhebungen nach § 19 Abs. 1 Nr. 2 und

3 schätzen.“
60. § 94 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die für die Quotenüberwachung zuständige

Bundesbehörde übernimmt die Aufbereitung der
Hochsee- und Küstenfischereistatistik (§ 1 Nr. 8)
aus den ihr vorliegenden Meldungen sowie die Ver-
öffentlichung und Darstellung der Ergebnisse.“

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Die statistischen Ämter der Länder übermit-

teln dem Statistischen Bundesamt die von ihnen er-
hobenen Einzelangaben für Zusatzaufbereitungen
des Bundes und für die Erfüllung von Aufgaben im
supra- und internationalen Bereich.“

61. Nach § 94 wird folgender § 94a eingefügt:
„§94a

Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er-

nährung und Landwirtschaft wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
1. für nach diesem Gesetz durchzuführende Bundes-

statistiken
a) die Durchführung einer Erhebung oder die Erhe-

bung einzelner Merkmale auszusetzen, die Peri-
odizität zu verlängern, Erhebungstermine zu
verschieben sowie den Kreis der zu Befragen-
den einzuschränken, wenn die Ergebnisse nicht
mehr oder nicht mehr in der ursprünglich vorge-
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sehenen Ausführlichkeit oder Häufigkeit benö-
tigt werden oder wenn tatsächliche Vorausset-
zungen für eine Erhebung entfallen sind oder
sich wesentlich geändert haben;

b) bis zu vier Jahre im Rahmen einer Erhebung
einzelne neue Merkmale einzuführen, wenn dies
zur Deckung eines geänderten Bedarfs für Zwe-
cke der agrarpolitischen Planung erforderlich ist
und durch gleichzeitige Aussetzung anderer
Merkmale eine Erweiterung des Erhebungsum-
fangs vermieden wird; nicht eingeführt werden
können Merkmale, die die Höhe von Umsätzen,
Einnahmen oder Gewinnen, Bildungs- oder So-
zialdaten oder besondere Arten personenbezo-
gener Daten nach § 3 Abs. 9 des Bundesdaten-
schutzgesetzes betreffen;

c) die Erhebung von Merkmalen anzuordnen, so-
weit dies zur Umsetzung oder Durchführung
von Rechtsakten der Europäischen Gemein-
schaft erforderlich ist;

2. die Werte nach § 41 und nach § 91 Abs. 1 Nr. 1
Buchstabe a bis e neu festzulegen;

3. die Grundsätze für die Durchführung der Besonde-
ren Ernteermittlung (§ 47) festzulegen.“

62. Dem § 95 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Sofern die Erhebungsbeauftragten ehrenamtlich tätig
sind und für ihre Tätigkeit eine Entschädigung erhal-
ten, gilt diese als steuerfreie Aufwandsentschädigung
im Sinne des § 3 Nr. 12 Satz 2 des Einkommensteuer-
gesetzes.“

63. § 97 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „nach § 1 Nr. 2, 3, 4,
mit Ausnahme der Ernte- und Betriebsbericht-
erstattung, Nr. 5, 9 (§ 75a Nr. 2 bis § 77)“
durch die Angabe „nach § 1 Nr. 2 bis 5, 9
(§ 75a Nr. 2 und 3 bis § 77)“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird das Wort „Viehzählung“ durch
die Wörter „Erhebung über die Viehbestände“
ersetzt.

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Wörter „Instituts- oder
Behördenname“ durch die Wörter „Institutsname
oder Behördenbezeichnung“ und das Wort „Tele-
kommunikationsanschlussnummer“ durch die Wör-

ter „die Telekommunikationsanschlussnummern“
ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Obstanbauerhe-
bung“ durch das Wort „Baumobstanbauerhebung“
ersetzt.

d) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 5 und
der Ermächtigung nach § 93 Abs. 8“ durch die An-
gabe „Absatz 5 oder den Ermächtigungen nach
§ 93 Abs. 8 oder 10“ ersetzt.

e) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:
„(7) Die nach Landesrecht für die Binnenfische-

rei zuständigen Stellen übermitteln den statisti-
schen Ämtern der Länder zur Aktualisierung des
Betriebsregisters auf Anfrage die Hilfsmerkmale
nach Absatz 2 Nr. 1 und 2 für die Erhebungseinhei-
ten nach § 41.“

Artikel 2
Neufassung des Agrarstatistikgesetzes

Das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft kann den Wortlaut des Agrarstatis-
tikgesetzes in der vom 1. September 2002 an geltenden Fas-
sung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 3
Änderung des Gesetzes zur Durchführung der

Gemeinsamen Marktorganisationen
Dem § 6 Abs. 5 des Gesetzes zur Durchführung der Ge-

meinsamen Marktorganisationen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. September 1995 (BGBl. I S. 1146),
das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 25. Juni 2001
(BGBl. I S. 1215, 1218) geändert worden ist, wird folgender
Satz angefügt:
„Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden übertragen.“

Artikel 4
Inkrafttreten

Artikel 1 Nr. 17 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in
Kraft. Artikel 1 Nr. 12 tritt am 1. September 2002 in Kraft.
Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Juli 2002 in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil
Das Gesetz gliedert sich in vier Artikel. Der erste Artikel
beinhaltet die Änderungen des Agrarstatistikgesetzes. Der
zweite Artikel enthält die Erlaubnis für das Bundesministe-
rium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft,
das geänderte Agrarstatistikgesetz in der neuen Fassung im
Bundesgesetzblatt bekannt zu machen. Mit dem dritten Arti-
kel wird eine Befugnis für die Landesregierungen geschaf-
fen, bestimmte Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsver-
ordnungen nach dem Gesetz zur Durchführung der Gemein-
samen Marktorganisationen auf oberste Landesbehörden zu
übertragen. Der vierte Artikel regelt das Inkrafttreten des
Gesetzes.

Ausgangslage
Mit dem 1989 geschaffenen und 1992 in seinem Anwen-
dungsbereich erweiterten Agrarstatistikgesetz verfügt
Deutschland über eine weitgehend kodifizierte Rechts-
grundlage für diesen Bereich der Bundesstatistik. Die No-
velle des Gesetzes aus dem Jahr 1998 diente primär dem
Ziel der Straffung von Verwaltungsaufgaben und der Entlas-
tung der auskunftspflichtigen Unternehmen. Wichtige In-
halte waren:
– Zusammenfassung bedeutender Erhebungen (Bodennut-

zungshaupterhebung, Arbeitskräfteerhebung und Vieh-
zählung) unter dem Dach einer „integrierten Erhebung“,

– Anhebung und Harmonisierung der unteren Erfassungs-
grenzen in der Agrarstatistik,

– Streichung mehrerer Erhebungen,
– Straffung der Merkmalskataloge verschiedener Erhebun-

gen,
– in bestimmten Bereichen Übergang von allgemeinen Er-

hebungen auf Repräsentativerhebungen sowie Zulassung
von Schätzungen,

– Schaffung einer Rechtsgrundlage für die stärkere Nut-
zung von Verwaltungsdaten für statistische Zwecke.

Zielsetzung und Notwendigkeit dieses Gesetzentwurfs
Mit Artikel 1 des vorliegenden Entwurfs wird an die Ziel-
setzung der letzten Novelle des Agrarstatistikgesetzes ange-
knüpft. Wesentliche Ziele sind:
– die Vereinfachung und Straffung bestehender Erhebun-

gen durch
l Anhebung unterer Erfassungsgrenzen,
l Verlängerung von Erhebungsintervallen,
l Straffung von Merkmalskatalogen,
l gemeinsame Durchführung mehrerer Erhebungen,
l weitergehende Möglichkeiten der Nutzung von Ver-

waltungsdaten an Stelle von Erhebungen,
– die Anpassung an aktuellen Datenbedarf und an Daten-

bedarf, der sich aus neuen politischen Gesichtspunkten

ergibt, sowie aufgrund gemeinschaftsrechtlicher Vorga-
ben,

– die Umsetzung von Erfahrungen aus der Anwendung des
Gesetzes,

– die Flexibilisierung des Programms der Agrarstatistik,
um schneller und einfacher auf einen sich ändernden
Datenbedarf reagieren zu können.

Ferner sollen eine Binnenfischereierhebung im Jahr 2004
sowie eine Gartenbauerhebung im Jahr 2005 angeordnet
werden. Die jeweils letzten einschlägigen Erhebungen
wurden 1994 durchgeführt.
Auf der Grundlage von § 5 Abs. 4 des Bundesstatistikgeset-
zes wurde mit der Verordnung vom 3. März 1999 (BGBl. I
S. 300) die Erhebung einiger Merkmale ausgesetzt. Da die
Regelungen dieser Verordnung am 31. Juli bzw. 31. August
2002 außer Kraft treten, ist eine gesetzliche Anschlussrege-
lung zu treffen.

Wesentliche Inhalte des Gesetzentwurfs
Im Agrarstatistikgesetz sind vor allem folgende Änderun-
gen vorgesehen (Artikel 1):
– Verlängerung des Intervalls der allgemeinen Viehzäh-

lung von zwei auf vier Jahre sowie dauerhafte Strei-
chung der dritten Schweinezählung im August,

– Ergänzung der Flächenerhebung um den jährlichen
Nachweis der Siedlungs- und Verkehrsfläche zur Erfül-
lung von Datenbedarf für umwelt- und raumordnungspo-
litische Zwecke,

– Verlängerung des Intervalls der Erhebung des Zwischen-
fruchtanbaus von zwei auf vier Jahre,

– Straffung des Merkmalskatalogs der (jeweils in vierjäh-
rigem Turnus durchgeführten) Zierpflanzenerhebung
und der Baumschulerhebung,

– Anhebung der unteren Erfassungsgrenze in der Obstan-
bauerhebung,

– Harmonisierung der Berichtszeiträume zwischen den
verschiedenen Kategorien von Arbeitskräften in der
Agrarstrukturerhebung,

– Anordnung einer Gartenbauerhebung für das Jahr 2005
einschließlich einer registergestützten Erfassung des
Dienstleistungsgartenbaus unter Straffung des für den
Produktionsgartenbau geltenden Merkmalskatalogs,

– Anordnung einer Binnenfischereierhebung für das Jahr
2004 mit überarbeitetem Berichtskreis und neu gefass-
tem Merkmalskatalog,

– dauerhafte Streichung der Erhebung der Erzeugung
vegetativen Vermehrungsgutes von Reben,

– Einführung einer unteren Erfassungsgrenze in der Wein-
bestandserhebung,

– Aufgabe der bisherigen Unterscheidung zwischen land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben nach der Hauptpro-
duktionsrichtung bei gleichzeitiger erheblicher Entlas-
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tung bestimmter Forstbetriebe (Betriebe mit Waldfläche)
von Auskunftspflichten,

– weitergehende Öffnung für die Nutzung von Verwal-
tungsdaten für Zwecke der Agrarstatistik, um künftig
weitere Datenquellen nutzen zu können und zugleich
Befragte zu entlasten,

– Schaffung von Verordnungsermächtigungen zur flexible-
ren Ausgestaltung bestehender Erhebungen (u. a. durch
die Aussetzung der Erhebung einzelner Merkmale, die
Verlängerung von Periodizitäten, den Austausch beste-
hender Merkmale durch andere Merkmale und die Erhe-
bung von Merkmalen zur Durchführung von Gemein-
schaftsrecht).

Mit Artikel 3 des vorliegenden Entwurfs wird ein Vorschlag
der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder aufgegriffen,
indem eine Befugnis für die Landesregierungen geschaffen
wird, die Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnun-
gen nach § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Durchführung der Ge-
meinsamen Marktorganisationen (MOG) durch Rechtsver-
ordnung auf oberste Landesbehörden zu übertragen.

Grundlegende Erwägungen

Die Agrarstatistik ist primär auf die Erfüllung des Daten-
und Entscheidungshilfebedarfs für staatliches Handeln aus-
gerichtet; wesentliche Anforderungen ergeben sich insbe-
sondere aus dem Datenbedarf der Europäischen Union. Fer-
ner dienen die Erhebungen der Aufschlüsselung gesell-
schaftlicher, wirtschaftlicher und ökologischer Zusammen-
hänge. Als Teil der amtlichen Statistik sind agrarstatistische
Erhebungen beschränkt auf die Ermittlung objektiv fest-
stellbarer Merkmale und somit abgegrenzt zur überwiegend
privatwirtschaftlich durchgeführten Markt- und Meinungs-
forschung, in der auch Meinungen, Einstellungen usw. er-
mittelt werden.

Wie die große Mehrzahl der Bundesstatistiken werden die
durch das Agrarstatistikgesetz angeordneten Erhebungen
nahezu ausschließlich durch die statistischen Ämter des
Bundes und der Länder durchgeführt. Soweit sich dies be-
währt hat, soll diese durch das Bundesstatistikgesetz vorge-
gebene Zuständigkeitsregelung beibehalten werden. In zwei
Bereichen sind allerdings Änderungen der Zuständigkeits-
verteilung vorgesehen:

– Die Durchführung der Hochsee- und Küstenfischereista-
tistik soll vollständig auf die Bundesanstalt für Land-
wirtschaft und Ernährung übertragen werden, die mit
Verwaltungsaufgaben bezüglich der Hochsee- und Küs-
tenfischerei betraut ist und die genannte Statistik deshalb
auf einfachem Wege mit durchführen kann.

– Um die Verfahrensdauer für Zusatzaufbereitungen zu
verkürzen und den Durchführungsaufwand zu verrin-
gern, sollen die Statistischen Landesämter dem Statisti-
schen Bundesamt Einzelangaben auch für diesen Zweck
zur Verfügung stellen.

Für die Erhebungen nach dem Agrarstatistikgesetz besteht
mit wenigen Ausnahmen Auskunftspflicht. Daran wird auch
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf festgehalten. Neue

Auskunftspflichten für Personen oder Wirtschaftsunterneh-
men werden nur in wenigen Fällen eingeführt.

Eine Befristung des Gesetzes ist nicht sinnvoll. Jedoch ist
für eine Reihe von Erhebungen, insbesondere die in großen
zeitlichen Abständen im Rahmen der Landwirtschaftszäh-
lung stattfindenden allgemeinen Erhebungen, jeweils nur
eine einmalige Durchführung angeordnet, was faktisch einer
Befristung nahe kommt.

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen
Union vereinbar.

Gesetzesfolgen

Mit Artikel 1 des Gesetzentwurfs wird einerseits aktuellem
Informationsbedarf entsprochen. Dies kommt insbesondere
zum Ausdruck

– im Fragenkatalog der Gartenbauerhebung, mit dem nun-
mehr auch – soweit sinnvoll – der Dienstleistungsgarten-
bau abgebildet werden soll, sowie der Binnenfischerei-
erhebung,

– in der Ergänzung der Flächenerhebung um den jähr-
lichen Nachweis der Siedlungs- und Verkehrsfläche.

Wichtiger noch sind die mit dem Gesetzentwurf erreichte
Rechts- und Verwaltungsvereinfachung:

– Durch die oben dargestellten Wege der Vereinfachung
und Straffung bestehender Erhebungen wird der Verwal-
tungsaufwand in den Statistikbehörden verringert.

– Der Mehraufwand bei den Landesvermessungsbehörden
im Rahmen der nunmehr jährlichen Erhebung der Sied-
lungs- und Verkehrsfläche ist demgegenüber vergleichs-
weise gering.

– Alles in allem ergibt sich eine Rechtsvereinfachung, zu-
dem eine Vereinfachung des Rechtssetzungsverfahrens
durch die vorgesehene Verordnungsermächtigung zur
Flexibilisierung des Programms der Agrarstatistik.

B. Kosten

Kosten der öffentlichen Haushalte

1.1 Kosten ohne Vollzugsaufwand

Keine

1.2 Vollzugsaufwand

Die vorgesehenen Änderungen bei den statistischen Erhe-
bungen im Agrarbereich (Artikel 1) führen in wenigen Be-
reichen zu Mehrkosten, in anderen zu Minderkosten.

Das Statistische Bundesamt hat in Verbindung mit den sta-
tistischen Ämtern der Länder eine Kalkulation der Mehr-
und Minderkosten durchgeführt. Nach Umsetzung dieses
Gesetzes ergeben sich durchschnittliche jährliche Minder-
kosten bei Bund und Ländern von rd. 500 000 Euro (knapp
1 Mio. DM). Dem stehen einmalige – insbesondere beim
Statistischen Bundesamt – von rd. 300 000 Euro (knapp
600 000 DM) gegenüber. Im Einzelnen entstehen folgende
Kosten:
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a) Einmalige Kosten (Umstellungskosten, Kosten für die
Registerauswertung im Dienstleistungsgartenbau 2005)

Für die Verbundprogrammierung zur Registerauswertung
für den Dienstleistungsgartenbau entstehen zusätzlich ein-
malige Kosten von 30 700 Euro (60 000 DM) bei Bund und
Ländern.

b) Durchschnittliche jährliche Minderkosten

Außerdem ergeben sich dauerhaft durchschnittliche jährli-
che Minderkosten bei Bund und Ländern von rund 235 000
Euro (460 000 DM), da nun die durch die Verordnung vom
3. März 1999 ausgesetzten Erhebungen (dritte Schweine-
zählung im August, Erhebung der Erzeugung vegetativen
Vermehrungsgutes von Reben) gestrichen werden.

In den Ländern können zusätzliche Einsparungen bei Um-
setzung der im Gesetzentwurf vorgesehenen erweiterten
Möglichkeiten zur Nutzung von Verwaltungsdaten für Zwe-
cke der Agrarstatistik erzielt werden.

Die Regelung des Artikels 3 hat keine Auswirkungen auf
die öffentlichen Haushalte des Bundes und der Kommunen.
Der mögliche Aufwand für die Länder, bedingt durch den
Aufwand für den Erlass einer Rechtsverordnung zur Subde-
legation der Regelungsermächtigung auf eine oberste Lan-
desbehörde, wird allenfalls geringfügig sein und ist mit dem
vorhandenen Personal und den vorhandenen sächlichen
Mitteln durchführbar.

2. Kosten für die Wirtschaft

Durch den Vollzug des Gesetzes entstehen für die Wirt-
schaft insgesamt keine Kosten. Vielmehr wird sich bei zahl-
reichen land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie bei
Betrieben des Weinhandels durch die Straffung von Erhe-
bungen der Aufwand für die Abgabe statistischer Meldun-
gen in unterschiedlichem Umfang reduzieren. Nur in den
einmalig durchzuführenden Erhebungen im Gartenbau und
der Binnenfischerei wird der Berichtskreis erweitert. Da in
der Gartenbauerhebung die Angaben für den Dienstleis-
tungssektor jedoch durch Nutzung des Statistikregisters er-

mittelt werden, entsteht hier insoweit kein zusätzlicher Auf-
wand für die Unternehmen dieses Wirtschaftszweigs.
3. Preiswirkung
Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau,
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind durch die
Änderungen nicht zu erwarten.

C. Besonderer Teil

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1
Das Gesetz enthält mit dieser Änderung ein genaues
Inhaltsverzeichnis.

Zu Nummer 2
Die bisherige Bezeichnung „Obstanbauerhebung“ hat An-
lass zu Missverständnissen gegeben, da tatsächlich nur der
Anbau von Baumobst erhoben wird. Dies kommt in der
neuen Bezeichnung „Baumobstanbauerhebung“ zum Aus-
druck.

Zu den Nummern 3 und 4 Buchstabe b, Nummer 9
Buchstabe b, Nummer 55 Buchstabe d Doppelbuchstabe
aa und Nummer 63 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
Die bisher verwendete Bezeichnung „Viehzählung“ ist nicht
mehr zeitgemäß, da sich die Erhebung nur noch auf die
Viehbestände in Betrieben beschränkt. Sie soll deshalb
durch die neue Bezeichnung „Erhebung über die Viehbe-
stände“ ersetzt werden.

Zu Nummer 4 Buchstabe b und Nummer 5
Die Änderung des Begriffs dient der Vereinheitlichung des
Sprachgebrauchs im Gesetz; sie hat keine materiell-recht-
liche Änderung zur Folge.

Zu den Nummern 6 und 59 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe bb
Die Flächenerhebung wurde bisher nur vierjährig durchge-
führt. Mit der Änderung ist beabsichtigt, zusätzlich jährlich
den Umfang der Siedlungs- und Verkehrsfläche (Summe
aus Gebäude- und Freifläche, Betriebsfläche, Erholungsflä-
che, Verkehrsfläche sowie Friedhofsfläche) zu erheben.
Angaben zum Wachstum der Siedlungs- und Verkehrsfläche
haben unter Gesichtspunkten des Umweltschutzes, insbe-
sondere als Indikator des Bodenschutzes, zunehmende Rele-
vanz. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die statistisch
erfassten Siedlungs- und Verkehrsflächen einen hohen An-
teil unbebauter Flächen umfassen, insbesondere auch solche
Flächen, die zum Ausgleich für Eingriffe in Natur und
Landschaft durch die Baumaßnahmen bereitgestellt worden
sind.
Bereits jetzt veröffentlichen acht Bundesländer jährlich Da-
ten zur Bodennutzung. Zur kurzfristigen Deckung des Da-
tenbedarfs nimmt das Bundesamt für Bauwesen und Raum-
ordnung derzeit auf Basis der vorliegenden Zahlen aus die-
sen Ländern eine Abschätzung des Indikators vor. Zur lang-

Euro (DM)
Insgesamt persönlich sächlich

Statistisches Bundesamt
Umstellungskosten 163 900 139 300 24 600
Registerauswertung für den
Dienstleistungsgartenbau
(einschließlich Anlaufkosten)

 89 900  77 200 12 700

Einmalige Kosten des Statisti-
schen Bundesamtes zusammen

253 900
(496 500)

216 600
(423 600)

37 300
(72 900)

Statistische Landesämter
(einschließlich Anlaufkosten
für Registerauswertung

13 800
(27 000)

11 100
(21 700)

2 700
(5 300)

Euro (DM)
Insgesamt persönlich sächlich

Statistisches Bundesamt 39 200
(76 600)

34 100
(66 600)

5 100
(10 000)

Statistische Landesämter 465 200
(909 800)

378 300
(739 800)

86 900
(170 000)
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fristigen Sicherung einer qualifizierten Datenlieferung ist
die angestrebte Gesetzesänderung erforderlich. Die betref-
fenden Daten werden lediglich auf Länderebene benötigt,
nicht in tiefer regionaler Gliederung.

Auskunftspflichtig sind die nach Landesrecht für die Füh-
rung des Liegenschaftskatasters und entsprechender anderer
erforderlicher Unterlagen zuständigen Stellen (§ 93 Abs. 2
Nr. 2). Im Allgemeinen sind dies die zuständigen Landes-
vermessungsbehörden. In der Regel werden die Liegen-
schaftskataster digital geführt, so dass sich die Belastung
der Auskunftspflichtigen auf die Erstellung eines Auszugs
aus dem entsprechenden Register beschränkt. Eine Aus-
nahme bildet hier das Land Schleswig-Holstein, in dem die
zurzeit noch manuelle Führung des Liegenschaftskatasters
einen höheren Zeitaufwand für die jährliche Ermittlung der
Siedlungs- und Verkehrsfläche nach sich zieht. Gemäß Ab-
satz 2 ist deshalb vorgesehen, dem Land Schleswig-Holstein
die Durchführung der Erhebung für die Zeit bis 2005 freizu-
stellen.

Zu Nummer 7

Der neu formulierte § 4 umfasst die bisher in den §§ 4 und 5
geregelten Sachverhalte. § 5 kann deshalb aufgehoben wer-
den.

Zu den Nummern 8, 11, 14, 17, 18, 20, 22, 23 und 57
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa

Mit der Änderung gemäß Nummer 57 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa wird die Vorschrift des § 91 Abs. 3 Satz 2 über
die Zuordnung der Betriebe nach der Hauptproduktionsrich-
tung (Landwirtschaft oder Forstwirtschaft) nach dem Flä-
chenverhältnis von landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF)
zu Waldfläche (WF) gestrichen (bisher Grenze bei LF :
WF = 1 : 10). Diese seit 1971 angewandte Regelung hat
sich vielfach als nicht sachgerecht erwiesen. So wurde be-
reits bisher in begründeten Einzelfällen von dieser nur flä-
chenbezogenen Zuordnung abgewichen und der Betrieb
gezielt der anderen Hauptproduktionsrichtung zugeordnet.
Insbesondere wurden Betriebe mit Waldflächen und bedeu-
tender Viehhaltung zur Hauptproduktionsrichtung „Land-
wirtschaftlicher Betrieb“ zugeordnet.

Im Zusammenhang mit bzw. als Folge dieser Streichung
werden die Berichtskreise der Bodennutzungshaupterhe-
bung (§ 6) mit Ausnahme der Feststellung der betrieblichen
Einheiten, der Gemüseanbau- und Zierpflanzenerhebung
(§ 9), der Baumschulerhebung (§ 12), der Baumobstanbau-
erhebung (§ 15), der Erhebung über die Viehbestände
(§ 18), der Agrarstrukturerhebung (§ 25), der Haupterhe-
bung der Landwirtschaftszählung (§ 32) sowie der Garten-
bauerhebung – im Hinblick auf den Produktionsgartenbau –
neu gefasst. Sie werden künftig auf die landwirtschaftlichen
Betriebe beschränkt, die die in § 91 Abs. 1 Nr. 1 genannten
Voraussetzungen erfüllen. Dies bedeutet für mehr als 20 000
Forstbetriebe eine erhebliche Reduzierung des Befragungs-
aufwands für agrarstatistische Erhebungen; zugleich ist der
Informationsverlust hinsichtlich der Bodennutzungs- und
Viehhaltungsmerkmale vernachlässigbar gering.

Lediglich für die Merkmale zur Feststellung der betriebli-
chen Einheiten und über die Nutzung der Gesamtflächen
wird in § 6 eine Sonderregelung für gemeinschaftlich ge-

nutzte Flächen, insbesondere von Almgenossenschaften, ge-
schaffen. Diese sind keine Betriebe im Sinne des Gesetzes;
ihr Flächenanteil erreicht jedoch lokal einen erheblichen
Anteil, so dass die Einbeziehung ihrer Nutzfläche in die er-
mittelte landwirtschaftlich genutzte Fläche bzw. Waldfläche
sinnvoll ist.

Zu Nummer 9 Buchstabe a
Die Periodizität der Erhebung des Zwischenfruchtanbaus
wird von zwei auf künftig vier Jahre verlängert. In diesen
Jahren kann sie dann im Rahmen einer allgemeinen Boden-
nutzungshaupterhebung durchgeführt werden. Ergebnisse
aus bisherigen Repräsentativerhebungen haben sich aus me-
thodischen Gründen als nicht veröffentlichungsfähig erwie-
sen. Für die repräsentative Bodennutzungshaupterhebung
2001 war die Erhebung deshalb bereits durch eine
Bund-Länder-Vereinbarung ausgesetzt worden.

Zu Nummer 10
Redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 12
Der Erhebungszeitraum der Gemüseanbau- und Zierpflan-
zenerhebung wird auf den Zeitraum Mai bis August erwei-
tert (bisher: Juli).

Zu Nummer 13
Mit dieser Vorschrift werden Erhebungsmerkmale und
Berichtszeitraum präzisiert. Der Merkmalskatalog der Zier-
pflanzenerhebung wird auf den nach heutigen Gesichts-
punkten unabdingbar notwendigen Bedarf reduziert. Damit
verbunden ist insbesondere eine Einschränkung der (für
Topf- und Ballenpflanzen) auf Stückzahlen an Pflanzen
lautenden Angaben.

Zu Nummer 15
Die Aktualisierung der Jahreszahl weist darauf hin, dass die
Baumschulerhebung künftig mit reduziertem Erhebungsum-
fang durchgeführt wird.

Zu Nummer 16
Mit dieser Vorschrift werden Erhebungsmerkmale und Be-
richtszeitpunkt präzisiert. Es wird die Baumschulfläche ins-
gesamt und nach Pflanzengruppen erhoben. Auf die bisher
durchgeführte Erhebung der Art, Zahl und Anzuchtmerk-
male der Pflanzen wird weitgehend verzichtet. Lediglich die
Bestände an Forstpflanzen werden weiterhin nach Zahl und
Art erhoben, um dem unabdingbaren Bedarf an forstpoliti-
schen Entscheidungshilfen gerecht zu werden.

Zu Nummer 17
Die Änderung führt zu einer weiteren Harmonisierung der
Abschneidegrenzen in den agrarstatistischen Erhebungen
(durch Verweis auf § 91) sowie einer Entlastung von Aus-
kunftspflichtigen und Verwaltung (Anhebung der Abschnei-
degrenze von 15 auf 30 Ar). Sie erfolgt im Vorgriff auf die
Bestimmungen der Richtlinie des Europäischen Parlaments
und des Rates über die statistischen Erhebungen zur Ermitt-
lung des Produktionspotenzials bestimmter Baumobstanla-
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gen. Mit dieser sog. Baumobst-Richtlinie sollen flexiblere
Erhebungsmodalitäten in den Mitgliedstaaten zugelassen
werden. Der Richtlinienvorschlag, der derzeit noch im Mit-
entscheidungsverfahren zwischen Rat und Europäischem
Parlament beraten wird, ist hinsichtlich der Abschneide-
grenzen unstreitig.

Zu Nummer 19
Die Periodizität der allgemeinen Erhebung über die Viehbe-
stände (früher: Viehzählung) wird von zwei Jahre auf vier
Jahre verlängert (Änderung in Absatz 1 Nr. 1). In jedem
vierten Jahr (2005, 2009 usw.) wird somit statt der bisheri-
gen allgemeinen Erhebung bei (im Jahr 1999) rund 350 000
viehhaltenden Betrieben nur noch eine repräsentative Erhe-
bung gemäß Absatz 1 Nr. 2 bei höchstens 100 000 Erhe-
bungseinheiten durchgeführt. Durch die Verringerung der
Zahl der Erhebungseinheiten um bis zu 250 000 werden we-
sentliche Entlastungen im Kreis der Befragten erzielt und
der Durchführungsaufwand wird erheblich vermindert. Al-
lerdings stehen aus repräsentativen Erhebungen keine Er-
gebnisse in tiefer regionaler Gliederung zur Verfügung,
denn dies ist aus stichproben-methodischen Gründen nicht
möglich. Für viele Fragestellungen, in denen regional tief
gegliederte Daten erwünscht sind, können jedoch auch Ver-
waltungsdaten herangezogen werden (u. a. Daten des Her-
kunfts- und Informationssystems Tiere (HIT), Angaben der
Tierseuchenkassen).
Die Neufassung des Absatzes 3 ist eine technische Folgeän-
derung der Periodizitätsverlängerung.
In Absatz 2 wird in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 und 2 für
die Stadtstaaten geregelt, dass für diese weiterhin in zwei-
jährigem Abstand eine Erhebung über die Bestände an Rin-
dern, Schweinen und Schafen durchgeführt wird, künftig
allerdings abwechselnd allgemein und repräsentativ.
Mit der Streichung des Absatzes 1 Nr. 3 a. F. entfällt die
3. Schweinezählung eines jeden Jahres, die im August
durchgeführt wurde. Die Durchführung dieser Erhebung
war bereits durch Artikel 1 Nr. 1 der Verordnung zur Aus-
setzung von Erhebungsmerkmalen nach dem Agrarstatistik-
gesetz vom 3. März 1999 (BGBl. I S. 300) ausgesetzt wor-
den.

Zu Nummer 21 Buchstabe a
Die mit der Novelle aus dem Jahre 1998 eingeführte Be-
schränkung der Erfassung der Arbeitszeiten der Arbeits-
kräfte in Nicht-Stichprobenbetrieben auf Arbeitszeiten im
Betrieb hat sich nicht bewährt. Deshalb sollen für den Be-
triebsinhaber und dessen Ehegatten daneben auch die Ar-
beitszeiten im Haushalt des Betriebsinhabers bzw. der Be-
triebsinhaberin sowie in anderer Erwerbstätigkeit wieder er-
fasst werden, insbesondere um durch umfassendere Vorgabe
von Antwortmöglichkeiten die Qualität der Ergebnisse zu
erhöhen.

Zu Nummer 21 Buchstabe b
Der Berichtszeitraum für alle Kategorien von Beschäftigten
wird einheitlich auf einen Zeitraum von 12 Monaten umge-
stellt, während bisher ein Teil der Arbeitskräfte in der Re-
präsentativerhebung Angaben für einen Zeitraum von vier
aufeinanderfolgenden Wochen im April machen musste.

Durch diese Vereinheitlichung werden Auswertungsprob-
leme, die in der Vergangenheit vorkamen, vermieden. Zu-
gleich wird den Befragten durch einheitliche Antwortvorga-
ben das Ausfüllen des Fragebogens erleichtert, und der Er-
hebungsaufwand der durchführenden Stellen wird verrin-
gert.

Zu Nummer 23
Die Gartenbauerhebung ist als Teil der Landwirtschaftszäh-
lung konzipiert (vgl. § 24 Abs. 1 Nr. 2), deren Haupterhe-
bung zuletzt 1999 durchgeführt wurde. Zur vertieften Unter-
suchung der Ausrichtung der Betriebe und der strukturellen
Veränderungen im Gartenbau sind spezielle Angaben erfor-
derlich, die meist nur für diesen Bereich zutreffen und des-
halb in der Haupterhebung nicht erfasst werden. Die Anga-
ben aus der letzten, 1994 durchgeführten, Gartenbauerhe-
bung werden dem heutigen Informationsbedarf nicht mehr
gerecht.
Die wesentlichsten Änderungen gegenüber dem Konzept
der Gartenbauerhebung 1994 bestehen in der Ausdehnung
des Berichtskreises auf den Dienstleistungsgartenbau und
der Reduzierung produktionsbezogener Merkmale (siehe im
Einzelnen unten).
Für die Betriebe des Produktionsgartenbaus werden in § 38
– gegenüber der Erhebung 1994 – die unteren Erfassungs-
grenzen so angehoben, dass sie an diejenigen der Agrar-
strukturerhebung angeglichen sind.
Neu ist die Einbeziehung der Betriebe des Dienstleistungs-
gartenbaus, d. h. des Garten- und Landschaftsbaus sowie
der Erbringer sonstiger gärtnerischer Dienstleistungen. Der
Dienstleistungsgartenbau hat in den vergangenen Jahren
erheblich an Bedeutung gewonnen und stellt heute einen
Wirtschaftsbereich mit einem Produktionswert in einer Grö-
ßenordnung von ca. 5 Mrd. Euro dar. Der Dienstleistungs-
gartenbau gehört zum Abschnitt A der Klassifikation der
Wirtschaftszweige, d. h. zur Land- und Forstwirtschaft.
Aufgrund dieser – sachgerechten – Zuordnung und der bis-
her produktionsorientierten Ausrichtung der Agrarstatistik
stehen zum Dienstleistungsgartenbau kaum spezifische und
aktuelle Angaben aus der amtlichen Statistik zur Verfügung.
Aufgrund des Strukturwandels hat die Zahl der Betriebe des
Produktionsgartenbaus gegenüber 1994 spürbar abgenom-
men. Deswegen und wegen der Anhebung der unteren Er-
fassungsgrenzen wird sich die Zahl der Auskunftspflichti-
gen gegenüber der letzten Erhebung trotz der Einbeziehung
des Dienstleistungsgartenbaus nur unwesentlich erhöhen.
Die Erhebung im Produktionsgartenbau soll im Zeitraum
Februar bis Juli 2005 durchgeführt werden (§ 39 Abs. 1).
Dies bietet die Möglichkeit einer Verzahnung mit der Agrar-
strukturerhebung, die etwa zeitgleich als Stichprobenerhe-
bung durchgeführt wird, und der Bodennutzungshaupterhe-
bung. Soweit Betriebe bereits an den genannten Erhebungen
teilnehmen, werden die dort erfassten Merkmale aus diesen
Erhebungen übernommen. Dieses Verfahren bringt erhebli-
che Vorteile, indem Doppelbefragungen vermieden und der
Umfang des Erhebungsbogens der Gartenbauerhebung re-
duziert wird.
Unter dem Gesichtspunkt der Straffung des Merkmals-
katalogs wird auf die 1994 erhobenen Merkmale über die
Betriebsart, Bewässerungsanlagen, Pachtverhältnisse, Ge-



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 19 – Drucksache 14/8012 (neu)

werbe- und Nebenbetriebe sowie Buchführung verzichtet.
Beibehalten werden dagegen – neben den Merkmalen zur
Kennzeichnung der Struktur der Flächennutzung im Frei-
land und unter Glas – Angaben zum Energieverbrauch (Pro-
duktionsgartenbau mit hohem Anteil des Energieeinsatzes
an den Vorleistungen), den Lagerräumen, der Rechtsstellung
des Betriebsinhabers, den sozialökonomischen Verhältnis-
sen des Betriebs, der Vermarktung sowie den Arbeitskräf-
ten. Die Berufsbildung wird nur noch für den Betriebsleiter
bzw. die Betriebsleiterin erhoben.

Die o. g. Merkmale können zumeist nur für den Produkti-
onsgartenbau sinnvoll erhoben werden. Für den Dienstleis-
tungsgartenbau werden lediglich Angaben über den Umsatz
und die tätigen Personen ermittelt. Um die Durchführung
dieses Teils der Gartenbauerhebung zu erleichtern und keine
neuen Auskunftspflichten für die Unternehmen des Dienst-
leistungsgartenbaus zu schaffen, ist vorgesehen, die Ergeb-
nisse durch Übernahme von Angaben aus dem Statistikre-
gister zu gewinnen. Die Möglichkeit dazu ist den statisti-
schen Ämtern durch § 8 des Statistikregistergesetzes vom
16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1300, 2903) eingeräumt und be-
züglich der genannten Erhebungsmerkmale werden Anga-
ben zur Rechtsform, zum Umsatz und zur Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten bereits jetzt von den
zuständigen Stellen (Finanzbehörden, Bundesanstalt für Ar-
beit) in das im Aufbau befindliche Statistikregister einge-
speist.

In § 40 werden Erhebungsmerkmale und Berichtszeit präzi-
siert.

Zu Nummer 24

Die Binnenfischereierhebung ist als Teil der Landwirt-
schaftszählung konzipiert (vgl. § 24 Abs. 1 Nr. 2), deren
Haupterhebung zuletzt 1999 durchgeführt wurde. Zur Un-
tersuchung der strukturellen Veränderungen im Bereich der
Binnenfischerei sind spezielle Angaben erforderlich, die
meist nur für diesen Bereich zutreffen und deshalb in der
Haupterhebung nicht erfasst werden. Die aus der Binnenfi-
schereierhebung zu gewinnenden Informationen bilden eine
wichtige Grundlage für agrarpolitische Entscheidungen auf
Landes-, Bundes- und EU-Ebene. Die Ergebnisse der letzten
Erhebung aus dem Jahr 1994 werden dem heutigen Infor-
mationsbedarf nicht mehr gerecht.

Nach der Verordnung (EG) Nr. 788/96 des Rates vom
22. April 1996 über die Vorlage von Statistiken über die
Aquakulturproduktion durch die Mitgliedstaaten ist vorge-
sehen, dass die Mitgliedstaaten der Europäischen Kommis-
sion in regelmäßigen Abständen statistische Unterlagen
zum Aquakultursektor übermitteln. Mit Blick auf den Ver-
waltungsaufwand hatte Deutschland bei Verabschiedung
dieser Vorschrift durchsetzen können, dass die jährlichen
Mitteilungen auch auf Basis von Schätzungen erfolgen kön-
nen. Umso mehr ist es in bestimmten Zeitabständen erfor-
derlich, diese Schätzungen zu validieren, wie es mit der
Binnenfischereierhebung geschieht.

In die Binnenfischereierhebung werden, wie bisher, solche
Betriebe einbezogen, die Fluss- oder Seenfischerei, Fisch-
haltung oder Fischzucht zu Erwerbszwecken betreiben. Ge-
genüber der letzten Erhebung aus dem Jahr 1994 wird die
Definition der Betriebsarten in § 41 vereinfacht. Zudem

werden die unteren Erfassungsgrenzen nach den Erfahrun-
gen der letzten Erhebung abgesenkt, da mit den höheren Er-
fassungsgrenzen in 1994 ein zu hoher Informationsverlust
verbunden war. Die mit dieser Absenkung verbundene Aus-
weitung des Berichtskreises wird nur einige hundert Be-
triebe betragen, überwiegend Betriebe mit Karpfenfischerei
in Bayern.
Die Erhebung soll im ersten Halbjahr 2004 durchgeführt
werden, das heißt in einem – fachlich sinnvollen – Abstand
von zehn Jahren zur letzten Erhebung. Die Vermarktung
wird als neues Erhebungsmerkmal hinzugefügt. Im Gegen-
zug entfallen die bisherigen Merkmale über die Fischhal-
tung in Netzgehegen, Behältern oder ähnlichen Einrichtun-
gen sowie über die Berufsbildung des Betriebsleiters bzw.
werden anders zugeordnet.

Zu Nummer 25
Die Vorschrift dient der Minderung des Erhebungsaufwands
in den statistischen Ämtern der Länder. Ihnen wird gestattet,
die Vorratsbestände bei einzelnen Getreidearten am 30. Juni
eines Jahres, die derzeit von den Ernteberichterstattern
durch Schätzung ermittelt werden, selbst zu schätzen. Aus
fachlicher Sicht ist die Änderung vertretbar.

Zu den Nummern 27 bis 35, Nr. 36 Buchstabe a, Nr. 37
bis 41, Nr. 43 bis 47, Nr. 48 Buchstabe a, Nr. 49 Buch-
stabe a, Nr. 50 bis 52 und 54 bis 56
Mit diesen redaktionellen Änderungen wird, soweit dies
sprachlich vertretbar ist, nunmehr einheitlich die Bezeich-
nung der jeweiligen Erhebung im Text der betreffenden Vor-
schriften eingeführt. Damit soll der Text der Vorschriften in
sich besser verständlich werden.

Zu Nummer 36 Buchstabe b
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Die
Milch-Meldeverordnung wurde mit Inkrafttreten der Ver-
ordnung über Meldepflichten über Marktordnungswaren
vom 24. November 1999 (BGBl. I S. 2286) durch diese ab-
gelöst.

Zu Nummer 42
Die Erhebung des vegetativen Vermehrungsgutes wird im
Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit vom Bundes-
sortenamt durchgeführt. Die entsprechende Regelung des
Agrarstatistikgesetzes war bereits durch Artikel 1 Nr. 3 der
Verordnung zur Aussetzung von Erhebungsmerkmalen nach
dem Agrarstatistikgesetz vom 3. März 1999 (BGBl. I
S. 300) ausgesetzt und soll nunmehr gestrichen werden.
Mit der Reform der EG-Weinmarktordnung wurde für das
Weinwirtschaftsjahr der Zeitraum 1. August bis 31. Juli
festgelegt (Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (ABl. EG Nr. L 179 S. 1)). In Nummer 42 Buchstabe b
Doppelbuchstabe aa wird der Berichtszeitpunkt an das neue
Ende des Weinwirtschaftsjahres angepasst.

Zu Nummer 47
Es wird eine untere Abschneidegrenze in der Weinbestands-
erhebung eingeführt. Dadurch werden fast 60 % der Wein-
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erzeuger (mit rd. 4 % der Bestände der Erzeuger) sowie fast
50 % der Weinhandelsunternehmen (mit rd. 0,5 % der Be-
stände des Weinhandels) von der Auskunft befreit. insge-
samt werden über 11 000 Unternehmen entlastet, ohne dass
ein bedeutender Informationsausfall entsteht.

Zu den Nummern 48 und 49
In Nummer 48 Buchstabe b wird die notwendige Anpassung
des Erhebungszeitpunktes der Weinbestandserhebung (7
Tage nach Ablauf des Weinwirtschaftsjahres) an das neue
Weinwirtschaftsjahr geregelt, in Nummer 49 Buchstabe b
die Anpassung des Berichtszeitpunktes (letzter Tag des
Weinwirtschaftsjahres).

Zu Nummer 52
Mit der Änderung in Absatz 1 wird klar gestellt, dass auch
das Einschlagsprogramm der Betriebe neben tatsächlichem
Einschlag und Einschlagsursachen zu den Erhebungsmerk-
malen gehört, da es sachlich zur Auswertung des Merkmals
„Einschlag“ benötigt wird. Insbesondere für den Fall einer
Anwendung des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes ist die
Kenntnis des (geplanten) Einschlagsprogramms zwingend
erforderlich.
Die Änderung in Absatz 2 führt zu einer Harmonisierung
der Berichtszeiträume in der Einschlagsstatistik und der Er-
hebung in Betrieben der Holzbearbeitung (siehe § 84).

Zu Nummer 53
Redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 57 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
Mit der Vorschrift wird die Definition des Betriebes entspre-
chend der EG-rechtlichen Terminologie ergänzt.

Zu Nummer 58 und 59 Buchstabe b und Nr. 63 Buch-
stabe b
Mit den Änderungen wird klargestellt, dass mehrere Tele-
kommunikationsanschlussnummern (wie Telefon, Fax,
E-Mail-Adresse) im Betriebsregister gespeichert werden
dürfen. Der außerdem neu eingeführte Begriff „Behörden-
bezeichnung“ entspricht dem heutigen Sprachgebrauch.

Zu Nummer 59 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa
Folgeänderung aus der Anpassung des Berichtskreises meh-
rerer Erhebungen sowie Anpassung der Bezeichnung der
Obstanbauerhebung und der Viehzählung.

Zu Nummer 59 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc
Die Vorschrift ist eine Folge der Änderungen in der Boden-
nutzungshaupterhebung (siehe Nummer 8).

Zu Nummer 59 Buchstabe a Doppelbuchstabe ee
Mit der Änderung wird die neue Überschrift des genannten
Gesetzes übernommen, die mit dem Gesetz über die Errich-
tung einer Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung
und zur Änderung von Vorschriften auf den Gebieten der
Land- und Ernährungswirtschaft vom 2. August 1994
(BGBl. I S.2018) geschaffen wurde.

Zu Nummer 59 Buchstabe a Doppelbuchstabe ff und
Nummer 60 Buchstabe a
Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE)
als für die Überwachung der Fischereiquoten zuständige
Bundesbehörde erstellte bereits bisher die Fangstatistik der
Hochsee- und Küstenfischereistatistik für die der Quoten-
überwachung unterliegenden Fischarten. Nunmehr soll sie
auch die bisher vom Statistischen Bundesamt aufbereitete
Anlandestatistik übernehmen. Dies ist unter Praktikabilitäts-
gesichtspunkten die günstigste Lösung. Die BLE erhält oh-
nehin in der Mehrzahl der Fälle bereits jetzt die Auskünfte
zur Hochsee- und Küstenfischereistatistik für alle Fischar-
ten. In § 93 Abs. 7 ist den Auskunftspflichtigen ausdrück-
lich die Möglichkeit eingeräumt, die Auskünfte hinsichtlich
der nicht der Quotenüberwachung unterliegenden Fischar-
ten gemeinsam mit den im Rahmen der Quotenüberwa-
chung zu erstattenden Meldungen zu erteilen.
Da die BLE nunmehr die Hochsee- und Küstenfischereista-
tistik vollständig aufbereitet, ist die bisher sich aus § 93
Abs. 2 Nr. 5 ergebende Auskunftspflicht der BLE für diese
Statistik hinfällig und kann aufgehoben werden.

Zu Nummer 59 Buchstabe a Doppelbuchstabe gg
Die Vorschrift ist eine Folge der Änderungen in der Wein-
statistik (siehe Nummern 42, 48 und 49).

Zu Nummer 59 Buchstabe a Doppelbuchstabe hh
Die Vorschrift regelt die Auskunftspflicht für die fachlich
zuständigen Stellen.

Zu Nummer 59 Buchstabe c
Mit der Änderung sollen weitergehende Möglichkeiten ge-
schaffen werden, um Verwaltungsdaten zur Erstellung von
Statistiken zu nutzen und so statistische Primärerhebungen
zu ersetzen oder im Umfang zu reduzieren. Bisher war dies
– unter bestimmten Maßgaben – nur für die Bodennutzungs-
haupterhebung und die Viehzählung zulässig. Die Neufas-
sung der Vorschrift berücksichtigt darüber hinaus
redaktionelle Änderungen.

Zu Nummer 59 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Anpassung
der Überschrift des § 19.

Zu Nummer 59 Buchstabe e
Die Vorschrift des neuen Absatzes 10 bezweckt die zusätzli-
che Nutzung von Verwaltungsdaten als teilweisen Ersatz
bzw. als Ergänzung statistischer Erhebungen.
Entsprechend den Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts
(Verordnung (EG) Nr. 1760/2000) und der Viehverkehrsver-
ordnung erteilen Tierhalter der zuständigen Behörde Anga-
ben, die im Rahmen eines Systems zur Kennzeichnung und
Registrierung von Rindern verwendet werden, z. B. um die
Rückverfolgbarkeit der Herkunft eines Rindes zu ermögli-
chen. Zudem ist der Aufbau eines Systems zur Kennzeich-
nung und Registrierung von Schweinen in Vorbereitung. Ein
Element dieses insgesamt als „Herkunfts- und Informations-
system Tiere“ (HIT) bezeichneten Systems ist eine zentrale
Datenbank, die gemäß einer Verwaltungsvereinbarung vom
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Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten im Auftrag der Länder betrieben wird.
Eine Nutzung von Daten der HIT-Datenbank soll es ermög-
lichen, den Umfang der Datenerhebung im Rahmen der Er-
hebung über die Viehbestände bei den auskunftspflichtigen
Landwirten einzuschränken und so Befragte zu entlasten.
Zugleich kann der bei den statistischen Ämtern der Länder
entstehende Verwaltungsaufwand reduziert werden.
Absatz 10 Satz 2 regelt die Auskunftspflicht der zuständi-
gen Stellen für diese Angaben.
Der neue Absatz 11 reduziert den Umfang der Erhebungen
über die Viehbestände im Zusammenhang mit der Nutzung
von Verwaltungsdaten. Für bestimmte Merkmale, die nicht
aus Verwaltungsdaten entnommen werden können, wird die
Möglichkeit der Schätzung bzw. der Repräsentativerhebung
(letzteres im Rahmen allgemeiner Erhebungen) durch die
zuständigen Landesbehörden zugelassen. Diese Vereinfa-
chungen finden ihre Grenzen in der Beachtung der
EG-rechtlichen Vorgaben zur Durchführung der Erhebun-
gen, insbesondere bezüglich der Anforderungen an die Da-
tenqualität für die Erzeugungsvorausschätzung tierischer
Produkte.

Zu Nummer 60 Buchstabe b
Das Bundesstatistikgesetz bestimmt in seinem § 3 Abs. 1
Nr. 2 Buchstabe b, dass das Statistische Bundesamt Zu-
satzaufbereitungen für Bundeszwecke und Sonderaufbe-
reitungen durchführt, soweit die statistischen Ämter der
Länder diese Aufbereitung nicht selbst durchführen. In der
bisherigen Praxis im Bereich der Agrarstatistik wurden Zu-
satzaufbereitungen so durchgeführt, dass in der Regel eine
einheitliche Programmierung vom Statistischen Bundesamt
vorgegeben wurde, anschließend die statistischen Ämter der
Länder die Aufbereitung der Einzeldaten für das jeweilige
Bundesland vornahmen und schließlich das Statistische
Bundesamt die Länderergebnisse zusammenstellte. Es hat
sich gezeigt, dass diese Verfahrensweise bei Zusatzaufberei-
tungen zu einem Abstimmungsbedarf zwischen Statisti-
schem Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder
führt, der über den aus fachlicher Sicht erforderlichen hi-
nausgeht. Das Verfahren ist zudem durch Unterschiede in
den IT-Ausstattungen und IT-Verfahren der beteiligten Stel-
len störanfällig. Als Resultat werden Verfahrensdauern von
mehreren Monaten bis zur Bereitstellung der Ergebnisse er-
reicht. Für kurzfristig benötigte Planungsgrundlagen für po-
litische Entscheidungen ist dies ein oftmals zu langer Zeit-
raum. Die Änderung zielt sowohl auf eine Verkürzung der
Verfahrensdauer als auch auf eine Verringerung des Durch-
führungsaufwands für Zusatzaufbereitungen ab, indem das
Statistische Bundesamt die Möglichkeit erhält, solche Auf-
bereitungen aus vorliegenden Einzeldaten selbst durchzu-
führen. Insbesondere werden die zuständigen Landesbehör-
den entsprechend entlastet.

Zu Nummer 26 und 57 Buchstabe b und Nr. 61
Die Verordnungsermächtigungen nach § 94a Nr. 1 sind
Kernelement einer Flexibilisierung des Programms der
Agrarstatistik mit dem Ziel, schneller und einfacher auf
einen sich ändernden Datenbedarf reagieren zu können.
Eine solche Flexibilisierung wird vom Statistischen Beirat
beim Statistischen Bundesamt grundsätzlich begrüßt. Die

Rechte des Gesetzgebers werden gewahrt, da Bundesstatis-
tiken nach wie vor durch Gesetz angeordnet werden müssen
(§ 5 Abs. 1 BStatG). Die Verordnungsermächtigungen nach
Nummer 1 betreffen dagegen die Ausgestaltung bestehender
Erhebungen und ermöglichen im Einzelnen unter festgeleg-
ten Bedingungen und Maßgaben

– die Aussetzung von Erhebungen oder der Erhebung ein-
zelner Merkmale, die Verlängerung von Periodizitäten,
die Verschiebung von Erhebungsterminen sowie die Ein-
schränkung des Berichtskreises (Nr. 1 Buchstabe a),

– den Austausch bestehender Merkmale durch andere
Merkmale, wenn dies zur Deckung eines kurzfristig ge-
änderten Bedarfs für Zwecke der agrarpolitischen Pla-
nung erforderlich ist; davon ist eine Erhebung sensibler
Daten mit Personenbezug ausgeschlossen (Nr. 1 Buch-
stabe b),

– die Erhebung von Merkmalen zur Umsetzung oder
Durchführung von Gemeinschaftsrecht (Nr. 1 Buch-
stabe c).

Die Rechtsverordnungen bedürfen in allen Fällen der Zu-
stimmung des Bundesrates, so dass die Länder, die den
überwiegenden Teil der Erhebungskosten tragen, stets im
Rechtsetzungsverfahren beteiligt sind. Eine Ressortermäch-
tigung ist im Sinne einer Verfahrensvereinfachung ange-
zeigt, da aller Erfahrung nach rein fachliche Anpassungen
des Merkmalprogramms zu regeln sind.

Die Ermächtigung nach Nummer 1 Buchstabe a ist ange-
lehnt an die Ermächtigung für die Bundesregierung nach § 5
Abs. 4 Satz 1 BStatG. Auch die Ermächtigungen nach den
Nummern 1 Buchstabe b und c tragen wesentlich zur Flexi-
bilisierung des Programms der Agrarstatistik bei. Die Er-
mächtigung nach Nummer 1 Buchstabe c soll insbesondere
in den Fällen angewendet werden, in denen Rechtsakte des
Gemeinschaftsgesetzgebers die Erhebungsmerkmale be-
stimmen, in diesen Rechtsakten jedoch keine – zur Durch-
führung erforderliche – Auskunftspflicht vorgesehen ist und
diese Auskunftspflicht im Rahmen des Agrarstatistikgeset-
zes geschaffen werden muss.

Die Ermächtigung nach § 94a Nr. 2 war bisher in § 91
Abs. 7 geregelt und wird aus Gründen der Übersichtlichkeit
nunmehr mit in der neuen Bestimmung erfasst. Die Ermäch-
tigung nach § 94a Nr. 3 ersetzt die Regelung der Grundsätze
für die Durchführung der Besonderen Ernteermittlung durch
eine allgemeine Verwaltungsvorschrift (bisher § 47 Abs. 3).
Das Verfahren für künftige Änderungen dieser Grundsätze
wird erleichtert, da diese durch Rechtsverordnung vom
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft mit Zustimmung des Bundesrates erlassen
werden und nicht der Beschlussfassung durch das Bundes-
kabinett bedürfen.

Zu Nummer 62

Die Gewinnung von ehrenamtlichen Erhebungsbeauftragten
hat sich in der Vergangenheit immer schwieriger gestaltet.
Die Änderung weist darauf hin, dass die den ehrenamtlichen
Erhebungsbeauftragten gezahlten Aufwandsentschädigun-
gen im Rahmen der steuerrechtlichen Vorschriften nach § 3
Nr. 12 Satz 2 Einkommensteuergesetz und R 13 der Lohn-
steuer-Richtlinien steuerfrei sein können. Mit dieser Klar-
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stellung soll die Durchführung der Erhebungen erleichtert
werden.

Zu Nummer 63 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa

Mit der Änderung wird bezweckt, das Betriebsregister auch
für die Auswahl von Ernte- und Betriebsberichterstattern
(§ 46 Abs. 1) nutzen zu können. Dies reduziert den Verwal-
tungsaufwand bei der Gewinnung neuer Berichterstatter.
Weiterhin ist eine Folgeänderung aus der Änderung von
§ 75a berücksichtigt.

Zu Nummer 63 Buchstabe d

Es handelt sich um eine Folge der Anfügung des Absatzes
10 in § 93 sowie um eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 63 Buchstabe e

Die Vorschrift dient der Verbesserung der Adressenbasis des
Betriebsregisters Landwirtschaft zur Durchführung der Bin-
nenfischereierhebung im Jahre 2004.

Zu Artikel 2

Da das Agrarstatistikgesetz mit diesem Gesetz in größerem
Umfang geändert wird, wird eine Bekanntmachungserlaub-
nis für das Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er-
nährung und Landwirtschaft in die Schlussvorschriften die-
ses Änderungsgesetzes aufgenommen.

Zu Artikel 3
Aufgrund § 6 Abs. 5 des Gesetzes zur Durchführung der
Gemeinsamen Marktorganisationen (MOG) hat das Bundes-
ministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft die Befugnis, die Ermächtigung zum Erlass von
Rechtsverordnungen nach § 6 Abs. 1 MOG auf die Landes-
regierungen zu übertragen, soweit dies erforderlich ist, um
besonderen regionalen Gegebenheiten Rechnung tragen zu
können. Die Delegation auf die Landesregierungen ohne
Möglichkeit der Subdelegation wird von Seiten der Länder
als zu unflexibel eingeschätzt. Daher sollen die Landesregie-
rungen befugt werden, die Regelungsermächtigung durch
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehörden zu übertra-
gen. Die Regelung entspricht einem Vorschlag der Minister-
präsidentenkonferenz vom 15. April 1999.

Zu Artikel 4
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Abwei-
chend vom generellen Termin des Inkrafttretens am 1. Juli
2002 sollen die Änderungen
– bezüglich der Obstanbauerhebung, hier die Anhebung

der unteren Erfassungsgrenze (Artikel 1 Nr. 17), bereits
mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in Kraft treten, damit
bereits die Erhebung 2002 nach den neuen Bestimmun-
gen durchgeführt werden kann;

– bezüglich der Gemüseanbau- und Zierpflanzenerhebung
(Artikel 1 Nr. 12) erst am 1. September 2002 in Kraft
treten, so dass klargestellt ist, dass die repräsentative Ge-
müseanbauerhebung 2002 noch nach altem Recht (hier:
Erhebungszeitraum Juli) durchgeführt wird.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 770. Sitzung am 30. November
2001 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a und Nr. 16
(§ 11 Abs. 1 Nr. 2 und § 14 Abs. 1 AgrStatG)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:

a) Nummer 13 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen:

,a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. beim Anbau von Zierpflanzen:

die Grundfläche und die Pflanzengruppen, je-
weils nach der Anbaufläche,“‘.

b) In Nummer 16 ist § 14 Abs. 1 wie folgt zu fassen:

„(1) Erhebungsmerkmale der Baumschulerhebung
sind die Baumschulfläche insgesamt und nach Pflan-
zengruppen und Vermehrungsmerkmalen.“

B e g r ü n d u n g

Die Produktionserhebungen im Gartenbau, vor allem
auch im Anbau von Zierpflanzen und Forstpflanzen, sind
sehr umfangreich und detailliert. Insbesondere die zu-
sätzliche Erhebung der Pflanzenarten verursacht sowohl
bei der Verwaltung als auch bei den meldepflichtigen
Betrieben einen erheblichen Aufwand, der durch den
4-jährigen Turnus in keinem Verhältnis zur Nutzung und
Aussagekraft der Daten auch für künftige Entwicklun-
gen steht.

Die Zahl der Antwortfelder im Erhebungsbogen wird
durch den Vorschlag, der auch dem der AG der Statisti-
schen Ämter entspricht, wie folgt reduziert:

2. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 19 Überschrift, Abs. 1 AgrStatG)

In Artikel 1 ist Nummer 19 wie folgt zu fassen:

,19. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Erhebungs-
zeitpunkt“ durch das Wort „Berichtszeitpunkt“
ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „Viehzählung“ wird durch die
Wörter „Erhebung über die Viehbestände“
ersetzt.

bb) Nummer 3 wird gestrichen.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3.‘

B e g r ü n d u n g

Die Änderung des geltenden Rechts beschränkt sich in-
haltlich auf die Streichung des Absatzes 1 Nr. 3. Da-
durch entfällt die 3. Schweinezählung im August jeden
Jahres, die bereits durch Artikel 1 Nr. 1 der Verordnung
zur Aussetzung von Erhebungsmerkmalen nach dem
Agrarstatistikgesetz vom 3. März 1999 (BGBl. I S. 300)
ausgesetzt worden war. Ansonsten bleibt das Gesetz in-
haltlich unverändert in der gegenwärtigen Form.

Die vorgeschlagene Verlängerung der Periodizität der
allgemeinen Erhebung über die Viehbestände von zwei
auf vier Jahre wird abgelehnt. In Deutschland entfällt
über die Hälfte, in einzelnen Ländern sogar über zwei
Drittel des Produktionswertes der Landwirtschaft auf die
tierische Erzeugung. Die jährlichen Veränderungsraten
bei den Viehbeständen sind beträchtlich und wesentlich
höher als z. B. bei der Bodennutzung. Die allgemeinen
Erhebungen als Basis für die Stichprobenziehungen
müssen deshalb bei den Erhebungen der Viehbestände
häufiger als bei den Erhebungen über die Bodennutzung
sein, damit die folgenden Repräsentativerhebungen zu-
verlässige und gültige Ergebnisse bringen. Eine Perio-
dizitätsverlängerung auf vier Jahre würde mit großer
Wahrscheinlichkeit zur Folge haben, dass eine im zwei-
ten und dritten Jahr nach der allgemeinen Erhebung ge-
zogene Stichprobe nicht mehr die inzwischen aktuelle
Struktur der viehhaltenden Betriebe repräsentiert und da-
mit auch die hochgerechneten Ergebnisse nicht mehr der
Realität entsprechen.

Eine Periodizitätsverlängerung würde auch bedeuten,
dass über den Wachstumsbereich Geflügelhaltung nur in
jedem vierten Jahr Daten vorliegen. Zeitnahe strukturelle
Änderungen in der Geflügelhaltung, vor allem auch un-
ter dem Gesichtspunkt einer politischen Erfolgskontrolle
der Novelle der Verordnung über die Hennenhaltung,
wären nicht mehr zu ermitteln.

Nur aus der allgemeinen Erhebung über die Viehbe-
stände lassen sich regionale Ergebnisse für Landkreise
und Gemeinden gewinnen. Daten auf regionaler Ebene
werden in vielfältiger Weise benötigt, z. B. für politische
Erfolgskontrollen von Gesetzen und Verordnungen über
den Agrarbereich, für die Bewältigung von Krisen bei
Tierseuchen (Schweinepest, BSE, MKS), für agrarstruk-
turelle Entwicklungsplanungen, Ortsentwicklungs- und
Dorferneuerungskonzepte, für Flächennutzungspläne,
für Bauanträge, Naturschutzmaßnahmen und For-
schungsvorhaben.

Der Hinweis in der Begründung zum Gesetzentwurf auf
die ergänzende Nutzung von Verwaltungsdaten löst zu-
mindest das Problem der Stichprobenziehung und Hoch-
rechnungsfaktoren nicht. Sollte sich jedoch auf Grund
der vorgesehenen wissenschaftlichen Untersuchungen
herausstellen, dass durch die Nutzung von Verwaltungs-
daten die gleichen Ergebnisse wie zur Zeit mit den zwei-

Erhebung Geltendes Recht Entwurf  Vorschlag
Zierpflanzen 176 62 10
Baumschulen 119 28 9
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jährlichen allgemeinen Erhebungen erzielt werden kön-
nen, könnte das BMVEL auf der vorgesehenen Rechts-
grundlage des § 94a – Verordnungsermächtigung – ent-
sprechende Anpassungen veranlassen.

3. Zu Artikel 1 Nr. 23 (§ 40 Abs. 2 AgrStatG)

In Artikel 1 Nr. 23 sind in § 40 Abs. 2 Nr. 3 die Wörter
„der tätigen Personen und“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Nach der Begründung zum Gesetzentwurf ist vorgese-
hen, die Erhebungsmerkmale der Gartenbauerhebung bei
Betrieben nach § 38 Nr. 2 (Dienstleistungsgartenbau)
nicht bei den Betrieben zu erheben, sondern aus dem
Statistikregister zu gewinnen, in das Angaben zur
Rechtsform, zum Umsatz und zur Zahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten aus Verwaltungsdateien
eingespeichert werden.

Das Erhebungsmerkmal „Zahl der tätigen Personen“, das
neben den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
auch die Selbständigen, die mithelfenden Familienange-
hörigen, die nicht sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt sind, und die geringfügig Beschäftigten einschließt,
ist nicht im Statistikregister enthalten, da es in den zu
verwendenden Verwaltungsdateien fehlt. Eine Erhebung
dieses Erhebungsmerkmals bei den Betrieben wäre nach
dem Gesetzentwurf nicht möglich, da nach der vorgese-
henen Änderung des § 93 keine Auskunftspflicht für
diese Betriebe besteht. Das Erhebungsmerkmal ist daher
aus dem Gesetzentwurf zu streichen.

4. Zu Artikel 1 Nr. 24 (§ 41 Nr. 1 und 2 AgrStatG)

In Artikel 1 Nr. 24 ist § 41 wie folgt zu ändern:

a) In Nummer 1 ist die Zahl „fünf“ durch die Zahl
„zehn“ zu ersetzen.

b) Nummer 2 ist wie folgt zu ändern:

aa) Die Zahl „2000“ ist durch die Zahl „5000“ zu er-
setzen.

bb) Die Zahl „fünf“ ist durch die Zahl „zehn“ zu er-
setzen.

B e g r ü n d u n g

In § 41 Nr. 1 und 2 sind die bisherigen Erhebungseinhei-
ten beizubehalten.

Ziel der Änderung des Agrarstatistikgesetzes ist eine
Vereinfachung und Reduzierung des Erhebungsaufwan-
des für Verwaltung und Meldepflichtige. Die Absenkung
der unteren Erfassungsgrenzen steht daher im Wider-
spruch zum angestrebten Zweck des Gesetzes. Sie führt
zur Erweiterung des Kreises der Meldepflichtigen sowie
zu erhöhtem Verwaltungsaufwand und Mehrkosten.

Fakultativ besteht für einzelne Länder die Möglichkeit,
für landesspezifischen Bedarf die Erhebungseinheiten
bzw. Erfassungsgrenzen weiter abzusenken.

5. Zu Artikel 1 Nr. 24 (§ 43 Abs. 1 Nr. 10 AgrStatG)

In Artikel 1 Nr. 24 sind dem § 43 Abs. 1 Nr. 10 nach dem
Wort „Betrieb“ folgende Wörter anzufügen:

„, beim Betriebsinhaber und dessen Ehegatten auch die
Arbeitszeiten im Haushalt des Betriebsinhabers und in
anderer Erwerbstätigkeit“
B e g r ü n d u n g
Die Erfassung der Arbeitskräfte sollte bei der Binnenfi-
schereierhebung konform laufen mit der Erhebung nach
§ 29 Abs. 1 Nr. 1 (Arbeitskräfte nach Personengruppen).

6. Zu Artikel 1 Nr. 49a – neu – (§ 78 AgrStatG)
In Artikel 1 ist nach Nummer 49 folgende Nummer 49a
einzufügen:
,49a. § 78 wird wie folgt gefasst:

„§ 78 Einzelerhebung
Die Holzstatistik umfasst die Erhebung in forstlichen

Erzeugerbetrieben.“‘
Folgeänderungen:
Artikel 1 ist weiter wie folgt zu ändern:
a) In Nummer 1 ist die Inhaltsübersicht wie folgt zu än-

dern:
aa) Die Angabe „§ 78 Einzelerhebungen“ ist durch

die Angabe „§ 78 Einzelerhebung“ zu ersetzen.
bb) Die Angabe „Dritter Unterabschnitt

Erhebung in Betrieben der Holzbearbeitung
§ 82 Erhebungseinheiten
§ 83 Erhebungsart, Periodizität, Merkmale
§ 84 Erhebungsmerkmale und Berichtszeit“
ist zu streichen.

b) Die Nummern 53 bis 55 sind wie folgt zu fassen:
„53. § 82 wird gestrichen.
54. § 83 wird gestrichen.
55. § 84 wird gestrichen.“
B e g r ü n d u n g
Der Vorschlag entspricht dem Beschluss des Bundesra-
tes vom 27. September 2001 (Bundesratsdrucksache
594/01 (Beschluss)), die Erhebung in dem Gesetz über
die Statistik im Produzierenden Gewerbe zu regeln.

7. Zu Artikel 1 Nr. 52 (§ 81 Abs. 1 AgrStatG)
In Artikel 1 Nr. 52 sind in § 81 Abs. 1 die Wörter „das
Einschlagsprogramm“ zu streichen.
Folgeänderung:
In Artikel 1 Nr. 59 Buchstabe a Doppelbuchstabe hh sind
in § 93 Abs. 2 Nr. 7 die Wörter „zum Einschlagspro-
gramm“ zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Der Begriff „Einschlagsprogramm“ ist nicht eindeutig
definiert und wird kaum noch verwendet. Er sollte daher
nicht neu in das Agrarstatistikgesetz aufgenommen wer-
den. Für die Anwendung des Forstschäden-Ausgleichs-
gesetzes kann bzw. muss ohnehin auf den Ist-Einschlag
des vorangegangenen Jahres zurückgegriffen werden.
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8. ZuArtikel 1 Nr. 60 Buchstabe b (§ 94 Abs. 3
AgrStatG)
In Artikel 1 Nr. 60 ist Buchstabe b zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Nummer 60 Buchstabe b ist zu streichen.
Durch die darin vorgesehene Einführung eines neuen
Absatzes 3 in § 94 des Agrarstatistikgesetzes wird auf
dem Gebiet der Zusatz- und Sonderaufbereitungen fest-
gelegt, dass die statistischen Ämter der Länder dem Sta-
tistischen Bundesamt die von ihnen erhobenen Einzelan-
gaben für Zusatz- und Sonderaufbereitungen des Bundes
und für die Erfüllung von Aufgaben im supra- und inter-
nationalen Bereich übermitteln sollen.
Die vorgesehene Übermittlungsregelung für Einzelanga-
ben ist länderseits nicht akzeptabel. Es wird bezweifelt,
ob eine solche Regelung überhaupt – wie in der Begrün-
dung des Gesetzesvorhabens angeführt – zielführend
hinsichtlich der Beschleunigung von Auswertungen und
einer Kostenersparnis in den statistischen Ämtern der
Länder sein kann.
In der bisherigen Praxis wurden Sonderaufbereitungen
so durchgeführt, dass in der Regel eine einheitliche Pro-
grammierung vom Statistischen Bundesamt vorgegeben
wurde, anschließend die statistischen Ämter der Länder
die Aufbereitung der Einzeldaten für das jeweilige Bun-
desamt vornahmen und schließlich das Statistische Bun-
desamt die Länderergebnisse zusammenstellte.
In der Begründung des Gesetzesvorhabens heißt es, die
zeitliche Dauer des Abstimmungsbedarfs von Bund und
Ländern bis zur Bereitstellung der Daten sei bei diesem
Verfahren zu lang. Dem ist entgegenzuhalten, dass die
durch die Länder aufbereiteten Daten kurzfristig bereit-
gestellt werden können, wenn die entsprechenden Pro-
gramme seitens des Bundes zeitgerecht zur Verfügung
stehen. Insbesondere angesichts der aktuellen Beschluss-

lage der Amtsleiter der statistischen Ämter, die auf eine
Beschleunigung von Zusatz- und Sonderaufbereitungen
durch Einsatz moderner Technik abzielt – mit einem Pi-
lotprojekt für die Agrarstatistik –, ist es nicht notwendig,
dieses Ziel mit einer weit reichenden Gesetzesänderung
zu verfolgen.

Die vorgesehene Lieferung von sämtlichen erhobenen
Einzeldaten an das Statistische Bundesamt entspricht
nicht dem Arbeitsschnitt der amtlichen Statistik in
Deutschland, wie er in § 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesstatis-
tikgesetzes vorgegeben ist. Entsprechend der bundes-
staatlichen Gliederung obliegt die Erhebung und Aufbe-
reitung von Bundesstatistiken grundsätzlich den Län-
dern; lediglich in Ausnahmefällen kann, soweit die Län-
der zustimmen, die Durchführung von Bundesstatistiken
oder Sonderaufbereitungen auf das Statistische Bundes-
amt übergehen.

Der im Gesetzgebungsverfahren lange umstrittene § 3
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des Bundesstatistikgesetzes hat
den Arbeitsschnitt zwischen dem Statistischen Bundes-
amt und den statistischen Ämtern der Länder auch bei
Zusatz- und Sondeaufbereitungen in bewusster Anerken-
nung des Subsidiaritätsverhältnisses festgelegt. Diese
Regel sichert den Ländern prinzipiell ihr originäres
Recht auf eine äquivalente Informationsversorgung im
Verbund der amtlichen Statistik. Es kann deshalb nicht
richtig sein, dass das ihren Informationsbedürfnissen im
föderalen Staat Rechnung tragende Subsidiaritätsprinzip
in der Statistik über einzelgesetzliche Vorschriften aus-
gehöhlt wird.

Aus diesem Grunde sollte der bestehende Arbeitsschnitt
zwischen Bund und Ländern beibehalten werden. Wenn
die vorgesehene Übermittlungsregelung Gesetzeskraft
erlangen würde, wäre das Informationsgleichgewicht
zwischen Bund und Ländern erheblich tangiert.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a und Nr. 16 –
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 und § 14 Abs. 1
AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes, weitere erhebliche Streichungen in den Merkmalskata-
logen der Zierpflanzenerhebung und der Baumschulerhe-
bung vorzunehmen, nicht zu.

Der Regierungsentwurf sieht bereits weitreichende Kürzun-
gen des Merkmalkatalogs bei diesen in vierjährlichem Tur-
nus durchgeführten Erhebungen vor. Bei der Zierpflanzen-
erhebung soll künftig auf Angaben zu Stückzahlen an Topf-
und Ballenpflanzen verzichtet werden. Bei der Baumschu-
lerhebung soll auf Angaben für einzelne Pflanzenarten
ebenfalls grundsätzlich verzichtet werden; lediglich die Be-
stände an Forstpflanzen sollen weiterhin nach Zahl und Art
erhoben werden, um dem unabdingbaren Bedarf an forstpo-
litischen Entscheidungshilfen gerecht zu werden. Dies ist
insbesondere mit Blick auf die grundlegende Überarbeitung
des Forstvermehrungsgutrechts sinnvoll und erforderlich.
Im neuen Forstvermehrungsgutgesetz werden insgesamt
vier Kategorien mit abgestuften Qualitätsanforderungen
vorgesehen. Die dabei zunächst auf zehn Jahre angelegte
Übergangsregelung zur Kategorie „Quellengesichert“ kann
nur dann praxisnah überprüft werden, wenn konkrete Erhe-
bungen zur Verfügung stehen, um die Versorgungssituation
abzuschätzen.

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen weiteren Kürzungen
würden die Aussagefähigkeit der Ergebnisse dieser Erhe-
bungen so weit verringern, dass der Sinn der Erhebungen
insgesamt in Frage gestellt wäre. Die betroffenen Wirt-
schaftsverbände haben bereits gegen die von der Bundesre-
gierung vorgesehenen Streichungen erhebliche Bedenken
vorgebracht.

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 19 – § 19 Überschrift,
Abs. 1 AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes, der auf eine Beibehaltung der bisherigen zweijährlichen
Periodizität der allgemeinen Viehzählung abzielt, nicht zu.

Zur Ermittlung von Angaben für die Bestände an Rindern,
Schweinen und Schafen finden zwischen den künftig in
vierjährlicher Periodizität vorgesehenen allgemeinen (d. h.
in allen landwirtschaftlichen Betrieben stattfindenden) Er-
hebungen halbjährlich (Rinder, Schweine) bzw. jährlich
(Schafe) Repräsentativerhebungen statt. Diese liefern min-
destens auf Bundes- und Landesebene aussagekräftige Er-
gebnisse. Für viele Fragestellungen, in denen regional tiefer
gegliederte Daten erwünscht sind, können zudem auch Ver-
waltungsdaten herangezogen werden (u. a. Daten des Her-
kunfts- und Informationssystems Tiere (HIT) für Rinder und
künftig auch für Schweine, sowie Angaben der Tierseu-
chenkassen). Ferner werden durch die Periodizitätsverlän-
gerung wesentliche Entlastungen im Kreis der Befragten er-

zielt und der Durchführungsaufwand wird erheblich ver-
mindert.

Nach Auffassung des Bundesrates liegen die jährlichen Ver-
änderungsraten für die Viehbestände höher als in der Bo-
dennutzung. Dies gilt aber allenfalls dann, wenn man in
Bezug auf die Bodennutzung die Hauptnutzungsarten wie
Ackerland und Dauergrünland untersucht. Bei den einzel-
nen Feldfrüchten – und dies ist für die unterschiedlichen
Märkte von Bedeutung – sind die Schwankungen ebenso
groß, teilweise auch noch stärker, als bei den Viehbestän-
den.

In der Begründung des Bundesrates wird auf die Notwen-
digkeit von in kurzen Abständen zu erstellenden Auswahl-
plänen für die Repräsentativerhebungen auf der Basis der
allgemeinen Zählungen verwiesen. Seit der 1999 vollzoge-
nen Integration von Bodennutzungshaupterhebung, Vieh-
zählung und Agrarstrukturerhebung gibt es jedoch nur noch
einen gemeinsamen Stichprobenplan, der alle vier Jahre an-
hand der Daten aus der allgemeinen Agrarstrukturerhebung
erstellt wird. Für diesen Zweck ist eine kürzere Periodizität
der allgemeinen Viehzählung nicht mehr erforderlich.

Die Entwicklung der Haltungsformen in der Hennenhaltung
kann auf der Grundlage der entsprechenden monatlich
durchgeführten Erhebung (§§ 52 – 54 AgrStatG) beobachtet
werden; dies ist nicht Bestandteil der Viehzählung. Weitere
Informationen über Geflügel stehen aus anderen laufenden
Produktionsstatistiken zur Verfügung.

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 23 – § 40 Abs. 2 AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates zu.

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 24 – § 41 Nr. 1 und 2
AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes zu.

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 24 – § 43 Abs. 1 Nr. 10
AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes-
rates, im Rahmen der Binnenfischereierhebung weitere Er-
hebungsmerkmale über die Arbeitskräfte aufzunehmen,
nicht zu. Die zusätzlichen Erhebungsmerkmale sind hier –
im Gegensatz zur Agrarstrukturerhebung – konzeptionell
nicht erforderlich, waren auch in früheren Binnenfischerei-
erhebungen nicht einbezogen worden und würden darüber
hinaus Mehraufwand für Befragte und Behörden bedeuten.

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nr. 49a – neu – / §§ 78, 82 – 84
AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes, mit dem die Erhebung in Betrieben der Holzbearbeitung
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(Holzbearbeitungsstatistik) durch Aufhebung der §§ 82 bis
84 AgrStatG eingestellt werden soll, nicht zu.

Sie hat ihre Auffassung dazu bereits in der Gegenäußerung
zur Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Neuordnung der Statistik im Produzierenden Ge-
werbe und zur Änderung des Gesetzes über Kostenstruktur-
statistik dargelegt (Bundestagsdrucksache 14/7556). Aus
folgenden Gründen wird an der Holzbearbeitungsstatistik
festgehalten:

– Die Holzbearbeitungsstatistik war bereits in der 13.
Wahlperiode überprüft worden. Mit dem Dritten Statis-
tikbereinigungsgesetz vom 19. Dezember 1997 (BGBl. I
S. 3158) wurde die zuvor vierteljährliche Periodizität auf
eine halbjährliche Periodizität umgestellt; an der Statis-
tik als solcher wurde aber festgehalten.

– Nicht nur Daten der Holzeinschlagsstatistik nach den
§§ 79 bis 81, sondern auch die Ergebnisse der Holzbear-
beitungsstatistik nach den §§ 82 bis 84 AgrStatG fließen
in eine Entscheidung aufgrund des Forstschäden-Aus-
gleichsgesetzes ein. So werden auch die Daten der Holz-
bearbeitungsstatistik im weiteren Zeitablauf nach einem
Schadensereignis zur Beurteilung der Marktsituation
herangezogen um festzustellen, ob die vorgenommene
Beschränkung des ordentlichen Holzeinschlags anzu-
passen ist.

– Die Holzbearbeitungsstatistik ist die einzige Statistik,
die Daten über Rohholzverbrauch und -bestände der
wichtigsten industriellen Abnehmer (Sägeindustrie und
Holzwerkstoffindustrie) liefert. Mit Hilfe dieser Daten
können regionale Rohholzströme berechnet werden, de-
ren Kenntnis wiederum Grundlage zur Beurteilung der
Versorgungssicherheit bei Investitionsentscheidungen
ist, insbesondere im Fall der Vergabe von Bundesbürg-
schaften.

– Auf der Basis der Holzbearbeitungsstatistik wird alljähr-
lich vom Bundesministerium für Verbraucherschutz, Er-
nährung und Landwirtschaft (BMVEL) eine Bilanz über
Aufkommen und Verwendung von Rohholz erstellt, die
einen wichtigen Überblick über den Rohholzfluss in
Deutschland liefert.

– Die Daten über Rohholzverbrauch und –bestände dienen
auch zur Erstellung von CO2-Bilanzen. Sie werden zur
Erfüllung von Berichten an das Sekretariat der Klima-
rahmenkonvention benötigt.

Die Streichung der Erhebung würde daher zu hohen Infor-
mationsverlusten führen, die in keinem Verhältnis zu den
damit zu erzielenden Kosteneinsparungen stehen. Die be-
troffenen Wirtschaftsverbände, die letztlich auch den Auf-
wand für ihre Mitglieder am besten einschätzen können,
haben sich mehrfach für die Beibehaltung der Holzbear-
beitungsstatistik ausgesprochen. Der Berichtskreis umfasst
bundesweit rund 900 Auskunftspflichtige, so dass der Ein-
sparungseffekt im Vergleich zu den übrigen Entlastungen im
vorliegenden Gesetzentwurf ohnehin nur gering wäre.

Der Bundesrat verweist zur Begründung der Abänderung
auf seinen Beschluss vom 27. September 2001 zur Bundes-
ratsdruckache 594/01, der darauf abziele, die Holzbearbei-
tungsstatistik im Gesetz über die Statistik im Produzieren-
den Gewerbe (ProdGewStatG) zu regeln. Tatsächlich bein-

haltet der angeführte Beschluss jedoch den Wunsch, durch
Änderung des AgrStatG die Holzbearbeitungsstatistik zu
streichen, d. h. er entspricht inhaltlich dem nun erneut vor-
gebrachten Ansinnen. Die Begründung ist deshalb irrefüh-
rend. Im Übrigen gibt es keine Überschneidungen mit den
Erhebungsmerkmalen nach dem ProdGewStatG, so dass
eine Regelung der Holzbearbeitungsstatistik im Rahmen des
ProdGewStatG nicht zielführend wäre.

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nr. 52 – § 81 Abs. 1 AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes, die im Regierungsentwurf vorgesehene Aufnahme des
Einschlagsprogramms als Erhebungsmerkmal der Erhebung
in forstlichen Erzeugerbetrieben (Holzeinschlagsstatistik)
zu streichen, nicht zu.

Nach geltendem Recht sind unter anderem der Einschlag und
die Einschlagsursache Erhebungsmerkmale der Holzein-
schlagsstatistik. Im Erhebungsbogen wird beim Merkmal
„Einschlag“ differenziert zwischen dem geplanten und dem
(nach Ablauf des Berichtszeitraums festgestellten) getätigten
Einschlag. Der geplante Einschlag wird auch als Ein-
schlagsprogramm bezeichnet. Die Kenntnis des Ein-
schlagsprogramms ist – zusammen mit dem getätigten
Einschlag – zur Auswertung des Merkmals „Einschlag“ und
für die Anwendung des Forstschäden-Ausgleichsgesetzes
erforderlich. Die ausdrückliche Aufnahme des Ein-
schlagsprogramms als eigenständiges Erhebungsmerkmal in
das Agrarstatistikgesetz dient somit lediglich der Klarstel-
lung; sie bedeutet keine Ausweitung des Erhebungsumfangs.

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nr. 60 Buchstabe b – § 94
Abs. 3 AgrStatG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes, die im Regierungsentwurf vorgesehene Regelung zur
Übermittlung von Einzeldaten von den statistischen Landes-
ämtern an das Statistische Bundesamt zu streichen, nicht zu.

Die Einführung der genannten Regelung zielt insbesondere
auf eine Verkürzung der Verfahrensdauer und eine Verrin-
gerung des Durchführungsaufwands für agrarstatistische Zu-
satzaufbereitungen ab, indem das Statistische Bundesamt die
Möglichkeit erhält, solche Aufbereitungen aus vorliegenden
Einzeldaten selbst durchzuführen. Weder vom Bund noch
von den Ländern wird bestritten, dass der Status quo hin-
sichtlich des Verfahrens für Zusatzaufbereitungen unbefrie-
digend ist. Die Bundesregierung begrüßt deshalb ausdrück-
lich die Anstrengungen der statistischen Ämter des Bundes
und der Länder, durch Einsatz neuer IT-Verfahren und -pro-
gramme zu einer Verfahrensbeschleunigung zu gelangen.

Eine – datenschutzrechtlich stets unbedenkliche – Übermitt-
lung von Einzeldaten von den statistischen Landesämtern an
das Statistische Bundesamt zur Durchführung von Zusatz-
und Sonderaufbereitungen ist in § 3 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe b des Bundesstatistikgesetzes nur subsidiär vorgese-
hen. Das schließt jedoch nicht aus, dass eine abweichende
Regelung in einem einzelstatistischen Gesetz getroffen
wird; vielmehr steht die oben genannte Bestimmung aus-
drücklich unter dem Vorbehalt abweichender Regelungen in
sonstigen Rechtsvorschriften. Vorliegend sind sachliche
Gründe für eine abweichende Regelung darin zu sehen, dass
die derzeitigen Verfahrensdauern für Zusatzaufbereitungen
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von mehreren Monaten bis zur Bereitstellung der Ergeb-
nisse ein oftmals zu langer Zeitraum sind, denn Planungs-
grundlagen für agrar- und ernährungspolitische Entschei-
dungen werden oft kurzfristig benötigt. Die Bundesregie-
rung ist bereit zu prüfen, ob die Verpflichtung zur Übermitt-
lung von Einzeldaten auf bestimmte Agrarfachstatistiken
begrenzt werden kann.

Die föderale Struktur der Bundesstatistik wird durch eine
solche Regelung nicht in Frage gestellt, insbesondere wer-

den die statistischen Ämter der Länder keineswegs in ihrem
Aufgabenbereich, nämlich die Länder mit Daten zu versor-
gen, beeinträchtigt. Sie könnten diese Aufgaben im Gegen-
teil künftig verstärkt wahrnehmen, da die Neuregelung auch
zu einer Entlastung der statistischen Ämter der Länder füh-
ren wird. Das Informationsgleichgewicht zwischen Bund
und Ländern wird durch die Neuregelung allenfalls in dem
Sinne tangiert, dass der Bund seinen Informationsbedarf
zeitgerecht decken kann.
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